
 

Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 
 

(&) 
 
 
An die  
Mitglieder des Ausschusses 
für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Rathaus, 34112 Kassel 
Auskunft erteilt: Frau Spangenberg 
Tel. 05 61/7 87-12 25 
Fax 05 61/7 87-21 82 
E-Mail: Elisabeth.Spangenberg@stadt-kassel.de 

 
Kassel, 14. September 2011 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 5. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr lade ich 
ein für 
 

Mittwoch, 21. September 2011, 17:30 Uhr, 

Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 
 
 
Tagesordnung: 
 
 
1. Nutzung von Parkscheinen als Fahrscheine 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 04.10.2010 
Bericht des Magistrats 
101.16.1741 

 
2. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/3 "Jägerkaserne II und III, Bosestraße" 

(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
- 101.17.174 -  

 
3. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 "Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz" 

(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
- 101.17.175 -  

 
4. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/51 "Universität Kassel - Campus Nord" 

(Behandlung der Anregungen aus den öffentlichen Auslegungen und 
Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
- 101.17.176 -  

 
5. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI/12 "Sondergebiet 

Läden - Fuldatalstraße 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
- 101.17.178 -  
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6. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/1 "Trottstraße/Dag-

Hammarskjöld-Straße" (Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
- 101.17.179 -  

 
7. Mehr Sicherheit und Sauberkeit in Fußgängerunterführungen 

Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
- 101.17.156 -  

 
8. Beschilderung Wander- und Radwege 

Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
- 101.17.157 -  

 
9. Beleuchtung von Statuen/Denkmälern im Innenstadtbereich 

Antrag der FDP-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Heinz Gunter Drubel 
- 101.17.159 -  

 
10. Tätigkeitsbericht Radverkehrsbeauftragter und Mitarbeiter 

Antrag der FDP-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Heinz Gunter Drubel 
- 101.17.160 -  

 
11. Überörtliche Arbeitsgruppe "Interkommunale Gewerbegebiete" 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dieter Beig 
- 101.17.168 -  

 
12. Erneuerung Straßenbeleuchtung Auf den Siechen 

Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
- 101.17.182 -  

 
13. KVG Betriebshof Wilhelmshöhe als Schwimmbadstandort? 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Norbert Domes 
- 101.17.185 -  

 
14. Verschlechterung der Fahrradmobilität für viel Geld im Rathaushof 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Norbert Domes 
- 101.17.186 -  

 
15. Zulässigkeit der Dez-Erweiterung? 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Norbert Domes 
- 101.17.187 -  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dominique Kalb 
Vorsitzender 



 

Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

(&) 
 
Kassel, 22. September 2011 

 
 

Niederschrift 
 

über die 5. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr 

am Mittwoch, 21. September 2011, 17:30 Uhr, 
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 
 
Anwesende:  Siehe Anwesenheitsliste 
 (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

 

1. Nutzung von Parkscheinen als Fahrscheine 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 04.10.2010 
Bericht des Magistrats 
101.16.1741 

 

 

2. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/3 "Jägerkaserne II und III, 
Bosestraße" 
(Aufstellungsbeschluss) 

101.17.174 

 

 

3. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 "Justizzentrum 2 am Brüder-
Grimm-Platz" 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 

101.17.175 

 
 

4. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/51 "Universität Kassel - Campus 
Nord" 
(Behandlung der Anregungen aus den öffentlichen Auslegungen und 
Beschlussfassung als Satzung) 

101.17.176 

 
 

5. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI/12 
"Sondergebiet Läden - Fuldatalstraße 
(Aufstellungsbeschluss) 

101.17.178 

 

 

6. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/1 
"Trottstraße/Dag-Hammarskjöld-Straße" (Aufstellungsbeschluss) 

101.17.179 

 

 

7. Mehr Sicherheit und Sauberkeit in Fußgängerunterführungen 101.17.156 
 
 

8. Beschilderung Wander- und Radwege 101.17.157 
 

 

9. Beleuchtung von Statuen/Denkmälern im Innenstadtbereich 101.17.159 
 
 

10. Tätigkeitsbericht Radverkehrsbeauftragter und Mitarbeiter 101.17.160 
 

 

11. Überörtliche Arbeitsgruppe "Interkommunale Gewerbegebiete" 101.17.168 
 
 

12. Erneuerung Straßenbeleuchtung Auf den Siechen 101.17.182 
 

 

13. KVG Betriebshof Wilhelmshöhe als Schwimmbadstandort? 101.17.185 
 

 

14. Verschlechterung der Fahrradmobilität für viel Geld im Rathaushof 101.17.186 
 
 

15. Zulässigkeit der Dez-Erweiterung? 101.17.187 
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Vorsitzender Kalb eröffnet die mit der Einladung vom 14. September 2011 ordnungsgemäß 
einberufene 5. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr, 
begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
 
 
 
Zur Tagesordnung 
 
 
 
Wegen zahlreich erschienener Zuhörer zum Tagesordnungspunkt 4 schlägt Vorsitzender Kalb vor, 
diesen an erster Stelle zu behandeln, um Wartezeit zu vermeiden. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung:    -- 
Enthaltung:    -- 
den 
 

Beschluss: 
 

Die Behandlung des Tagesordnungspunktes 4 „Bebauungsplan der Stadt Kassel 
Nr. V/51 „Universität Kassel – Campus Nord“ (Behandlung der Anregungen aus 
den öffentlichen Auslegungen und Beschlussfassung als Satzung), Vorlage des 
Magistrats, 101.17.176, erfolgt an erster Stelle der Tagesordnung. 

 
 
 
 
 
Stadtverordneter Domes bittet, die Anfragen der Fraktion Kasseler Linke zu den 
Tagesordnungspunkten 

13. KVG Betriebshof Wilhelmshöhe als Schwimmbadstandort?, 101.17.185 
14. Verschlechterung der Fahrradmobilität für viel Geld im Rathaushof, 101.17.186 
15. Zulässigkeit der Dez-Erweiterung?, 101.17.187Anfrage 

von der heutigen Tagesordnung abzusetzen und in der nächsten Sitzung zu behandeln. 
Weiter bittet er um schriftliche Antworten der drei Anfragen mit der Einladung zu nächsten Sitzung. 
Stadtrat Schuy sagt dies zu. 
 
 
 
 
 
Weitere Änderungswünsche zur Tagesordnung werden nicht vorgetragen, so dass Vorsitzender 
Kalb die Tagesordnung in der geänderten Form feststellt. 
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4. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/51 "Universität Kassel - Campus Nord" 
(Behandlung der Anregungen aus den öffentlichen Auslegungen und 
Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.176 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„1. Dem städtebaulichen Vertrag wird gemäß § 11 Baugesetzbuch (BauGB) vom 01.02.2007 
zugestimmt.“  
 
2. Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/ 51 „Universität Kassel - Campus Nord“ wird 
zugestimmt. 
 
Die Behandlung der Anregungen zu Ziffer 1 bis 4 der Anlage 3 und die Behandlung der 
Anregungen zu Ziffer 1 bis 2 der Anlage 4 wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/ 51 „Universität Kassel-Campus Nord“ wird nach 
§ 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.“ 

 
Amtsleiter Spangenberg begründet die Vorlage des Magistrats und beantwortet anschließend 
gemeinsam mit Frau Spielmeyer, beide Amt Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz, und 
den Herren Dr. Rijkhoek und Sausmikat, beide Universität Kassel, die zahlreichen Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
 
 
Für die Fraktion Kasseler Linke ist Stadtverordneter Domes der Auffassung, dass die 
Magistratsvorlage in der vorgelegten Form nicht abstimmungsfähig sei und stellt den 
Geschäftsordnungsantrag, die Abstimmung zurückzustellen. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke  
Ablehnung:    SPD, B90/Grüne, CDU, FDP 
Enthaltung:    -- 
den 

Beschluss: 
 

Der Geschäftsordnungsantrag des Stadtverordneten Domes, Fraktion Kasseler 
Linke, auf Zurückstellung der Abstimmung wird abgelehnt. 

 
 
Im Rahmen der Aussprache gibt Stadtrat Schuy Folgendes zu Protokoll: 

„Die Stadt Kassel stellt fest, dass die Festsetzungen in dem Bebauungsplan Nr. V/51 
„Universität Kassel-Campus Nord“ die Weiterführung des K 19 mit der bisherigen Nutzung 
ermöglichen. In den textlichen Festsetzungen, die durch den Satzungsbeschluss Rechtskraft 
erlangen, ist festgelegt, dass die immissionsschutzrechtliche Zulässigkeit des Studentenclubs 
im Baugenehmigungsverfahren gutachterlich nachzuweisen ist. Diese 
immissionsschutzrechtliche Zulässigkeit muss sowohl für das K 19 als auch für die Mensa, 
dem Parkhaus an der Mombachstraße und auch für die Tiefgarage in der Moritzstraße 
vorgelegt werden. Durch den Bebauungsplan wird der Weiterbetrieb des K 19 nicht 
unterbunden beziehungsweise verhindert.“ 
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Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP 
Ablehnung: Kasseler Linke 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/51 
"Universität Kassel - Campus Nord" (Behandlung der Anregungen aus den 
öffentlichen Auslegungen und Beschlussfassung als Satzung), 101.17.176, wird 
zugestimmt. 

 
 
 
 
 
 
 
Für die Fraktion Kasseler Linke bringt Stadtverordneter Domes folgenden Änderungsantrag ein: 
 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Beschlussvorschlag wird geändert: 
Der Anregung 3 in der Anlage 3 des Bebauungsplans, die auf der Anlage II der 
Stellungnahme mit 1 und 2 gekennzeichneten Bäume als zu erhalten im B-Plan 
festzusetzen, wird gefolgt. 
Der Bebauungsplan wird entsprechend ergänzt. 

 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zum Antrag des Magistrats betr. 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/51 "Universität Kassel - Campus Nord" 
(Behandlung der Anregungen aus den öffentlichen Auslegungen und 
Beschlussfassung als Satzung), 101.17.176, wird abgelehnt. 

 
 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Beig 
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1. Nutzung von Parkscheinen als Fahrscheine 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 04.10.2010 
Bericht des Magistrats 
101.16.1741 
 

 
 
Beschluss 
 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, ob alle Parkscheine, die an den städtischen 
Parkscheinautomaten im so genannten Innenstadtquadranten gelöst werden, für die Dauer 
ihrer Gültigkeit gleichzeitig zu Fahrkarten zur Nutzung des Öffentlichen Personennahverkehrs 
im Stadtnetz Kassel werden. 
Für die Möglichkeit der Nutzung des ÖPNV wird ein Teil der eingenommenen Parkgebühr zur 
Zahlung der Leistung an den Träger des Verkehrs gezahlt. Die bisherige Höhe der 
Parkgebühren sollte unverändert bleiben. Das Prüfergebnis ist im Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Verkehr vorzustellen, insbesondere im Hinblick auf verkehrliche und 
finanzielle Folgen. 

 
 
Die Ausschussmitglieder nehmen den Bericht von Amtsleiterin Steinbach, Straßenverkehrs- und 
Tiefbauamt, zur Kenntnis. 
Nach kurzer Aussprache erklärt Vorsitzender Kalb den Tagesordnungspunkt für erledigt. 
 
 
 
 
 
 

2. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/3 "Jägerkaserne II und III, Bosestraße" 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.174 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Bereich zwischen Bosestraße, Park Schönfeld und dem Bereich der ehemaligen 
Jägerkaserne I soll ein Bebauungsplan gemäß § 30 Baugesetzbuch im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch aufgestellt werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Sicherung der bestehenden Wohn- und Gewerbenutzung, 
die Weiterentwicklung der Flächen als Wohngebiet, die öffentliche Erschließung und die 
Sicherung des Betriebshofes der Regionalverkehr Kurhessen GmbH (RKH). Das Gebiet soll 
als Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 Baunutzungsverordnung und Mischgebiet (MI) 
gem. § 6 Baunutzungsverordnung ausgewiesen werden.“ 
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Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/3 
"Jägerkaserne II und III, Bosestraße" (Aufstellungsbeschluss), 101.17.174, wird 
zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Rudolph 
 
 
 
 
 
 

3. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 "Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz" 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.175 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 „Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz“, 
einschließlich der Behandlung der Anregungen zu den Ziffern 1 bis 32, wird zugestimmt. 
 
Das Verfahren wird gem. § 13 a Baugesetzbuch für Bebauungspläne der Innenentwicklung 
im beschleunigten Verfahren durchgeführt.“ 

 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst nach erfolgter Aussprache bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP 
Ablehnung: Kasseler Linke 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 
"Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz" (Behandlung der Anregungen und 
Beschlussfassung als Satzung), 101.17.175, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kieselbach 
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5. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI/12 "Sondergebiet Läden 
- Fuldatalstraße 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.178 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Bereich der Grundstücke zwischen Fuldatalstraße, Wolfsgraben und 
Wolfsangerstraße im Stadtteil Wolfsanger soll der vorhabenbezogene  Bebauungsplan Nr. 
VI/12 „Sondergebiet Läden – Fuldatalstraße“ gemäß § 12 Baugesetzbuch im beschleunigten 
Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a Baugesetzbuch aufgestellt 
werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die planungsrechtliche Absicherung der Erweiterung der 
vorhandenen Ladenflächen der Firma Edeka inklusive eines Getränkemarkts am Standort.“ 

 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt 
Kassel Nr. VI/12 "Sondergebiet Läden - Fuldatalstraße 
(Aufstellungsbeschluss), 101.17.178, wird zugestimmt. 

 
 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Domes 
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6. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/1 "Trottstraße/Dag-
Hammarskjöld-Straße" (Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.179 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Bereich zwischen Trottstraße, Ecke Dag-Hammarskjöld-Straße, den bestehenden 
Hochhausbebauungen und dem Aschrottpark soll ein Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
gemäß § 12 Baugesetzbuch, im beschleunigten Verfahren, als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gemäß § 13a Baugesetzbuch aufgestellt werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Sicherung einer städtebaulich geordneten 
Weiterentwicklung des Wohnstandortes unter Berücksichtigung der als Ensemble 
geschützten benachbarten Wohnbebauung und des Gartendenkmals Aschrottpark.“ 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt 
Kassel Nr. II/1 "Trottstraße/Dag-Hammarskjöld-Straße" (Aufstellungsbeschluss), 
101.17.179, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Drubel 
 
 
 
 
 

7. Mehr Sicherheit und Sauberkeit in Fußgängerunterführungen 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.156 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, so schnell wie möglich, auf jeden Fall vor Beginn der 
documenta im Jahr 2012, alle Fußgängerunterführungen im Stadtgebiet durch 
entsprechende Maßnahmen (neue Anstriche, ausreichende Beleuchtung, regelmäßige 
Reinigungen) in einen angemessenen Zustand zu versetzen sowie durch geeignete 
Maßnahmen die Sicherheit (z. B. Installation von Notrufanlagen, Videoüberwachung) zu 
erhöhen. 
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Stadtverordneter Kieselbach, CDU-Fraktion, begründet den Antrag, den er im Rahmen der 
Aussprache auf Vorschlag des Stadtverordneten Rudolph, SPD-Fraktion, abändert, indem im Text 
die Worte „sowie durch geeignete Maßnahmen die Sicherheit (z. B. Installation von Notrufanlagen, 
Videoüberwachung) zu erhöhen“ gestrichen werden. 
 
 
 

 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Magistrat wird aufgefordert, so schnell wie möglich, auf jeden Fall vor Beginn der 
documenta im Jahr 2012, alle Fußgängerunterführungen im Stadtgebiet durch 
entsprechende Maßnahmen (neue Anstriche, ausreichende Beleuchtung, regelmäßige 
Reinigungen) in einen angemessenen Zustand zu versetzen. 

 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der CDU-Fraktion betr. Mehr Sicherheit und Sauberkeit in 
Fußgängerunterführungen, 101.17.156, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Karin Müller 
 
 
 
 
 
 
 

8. Beschilderung Wander- und Radwege 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.157 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Die Stadt wird aufgefordert zu prüfen, wie die Wander- und Radwege im Habichtswald 
besser ausgeschildert werden können. 
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Im Rahmen der Aussprache ändert Stadtverordneter Kieselbach, CDU-Fraktion, auf Vorschlag des 
Stadtverordneten Zeidler, SPD-Fraktion, den Antrag wie folgt ab: 
 
 
 

 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Stadt wird aufgefordert auf den Zweckverband Naturpark Habichtswald 
einzuwirken, dass die Wander- und Radwege im Habichtswald besser ausgeschildert 
werden. Über das Ergebnis der Bemühungen ist im Frühjahr 2012 im Ausschuss für 
Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr zu berichten. 

 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der CDU-Fraktion betr. Beschilderung Wander- und 
Radwege, 101.17.157, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Zeidler 
 
 
 
 
 
 

9. Beleuchtung von Statuen/Denkmälern im Innenstadtbereich 
Antrag der FDP-Fraktion 
- 101.17.159 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
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10. Tätigkeitsbericht Radverkehrsbeauftragter und Mitarbeiter 
Antrag der FDP-Fraktion 
- 101.17.160 - 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

11. Überörtliche Arbeitsgruppe "Interkommunale Gewerbegebiete" 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
- 101.17.168 - 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
 

12. Erneuerung Straßenbeleuchtung Auf den Siechen 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.17.182 - 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
 

13. KVG Betriebshof Wilhelmshöhe als Schwimmbadstandort? 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.185 - 

Abgesetzt 
 
 
 

14. Verschlechterung der Fahrradmobilität für viel Geld im Rathaushof 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.186 - 

Abgesetzt 
 
 
 

15. Zulässigkeit der Dez-Erweiterung? 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.187 - 

Abgesetzt 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19.20 Uhr 
 
 
 
 
Dominique Kalb Elisabeth Spangenberg 
Vorsitzender Schriftführerin 
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Vorlage Nr. 101.17.174  Kassel, 29. August 2011 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/3 "Jägerkaserne II und III, Bosestraße" 
(Aufstellungsbeschluss) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Bereich zwischen Bosestraße, Park Schönfeld und dem Bereich der ehemaligen 
Jägerkaserne I soll ein Bebauungsplan gemäß § 30 Baugesetzbuch im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch aufgestellt werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Sicherung der bestehenden Wohn- und Gewerbenutzung, 
die Weiterentwicklung der Flächen als Wohngebiet, die öffentliche Erschließung und die 
Sicherung des Betriebshofes der Regionalverkehr Kurhessen GmbH (RKH). Das Gebiet soll 
als Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 Baunutzungsverordnung und Mischgebiet (MI) 
gem. § 6 Baunutzungsverordnung ausgewiesen werden.“ 

 
 

Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 11. August 
2011 und 29. August 2011 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und ein Übersichtsplan (Anlage 2) sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/3 „Jägerkaser ne II und III, Bosestraße“ 
(Aufstellungsbeschluss) 
 
 
 

E r l ä u t e r u n g 
 
 
1. Anlass 
 
Als Nachnutzung der ehemaligen Kasernengebäude hat sich im Bereich Jägerkaserne III 
bereits seit Jahren Wohnnutzung und Gewerbe etabliert. Ein großer Teil der bestehenden 
Gebäude wird durch den Arbeitstherapeutischen Verein (Werkhof Kassel) für die Arbeit und 
das Wohnen behinderter Menschen genutzt. Flächenaufteilungen und Verkäufe haben zu 
Wohnungsneubauten mit Eigentumswohnungen an der Westseite des Geländes geführt. 
Auch auf der Südseite sind Baubegehren für weitere Neubauten mit Eigentumswohnungen 
vorhanden. Das südliche Grundstück des Bereiches Jägerkaserne II wird derzeit als Aus-
bildungszentrum der Deutschen Bahn AG genutzt. Hier wird vom Grundstückseigentümer 
auf längere Sicht ein Verkauf des Areals angestrebt. Östlich von Jäger III und nördlich des 
Ausbildungszentrums, im Bereich Jäger II, befindet sich das Betriebsgelände der Regional-
verkehr Kurhessen GmbH (RKH), die Eigentümer des Geländes sind. Hierbei handelt es 
sich um die Nutzung der Fläche für Verwaltung,  Buswartungs- und Waschhallen, sowie 
Bus- und PKW-Parkplätze.  
 
 
2.  Ziel und Zweck der Planung 
 
Die Bereitstellung qualitätvoller Wohnungs- und Wohnumfeldangebote ist eine entschei-
dend wichtige Zukunftsaufgabe der Stadtentwicklung. Die Wohnnutzung, insbesondere als 
Wohnungseigentum, trägt (auch in Verbindung mit verträglichem Gewerbe – Stichwort 
Wohnen+Arbeiten) maßgeblich zur Förderung und Stabilisierung einer gewünschten Quar-
tiersentwicklung bei, die durch das Ziel der stadttypischen Nutzungsmischung geprägt ist. 
Die Potentiale des Kasernenareals sollen genutzt werden, um Innenentwicklung zu betrei-
ben. Dabei liegt die Besonderheit in der bereits vorhandenen Mischung aus Wohnen und 
Arbeiten, dem identitätsstiftendem Umfeld mit der historischen Bebauung, der Lage direkt 
am Park Schönfeld und der Nähe zur Frankfurter Straße mit der guten Infrastruktur bezüg-
lich der Nahversorgung und der Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz. 
Mit der Erstellung des Bebauungsplanes sind insbesondere Fragen der verträglichen Nach-
barschaft von Wohnen und Arbeiten und der öffentlichen Erschließung zu klären. 
 
Die Erstellung eines Bebauungsplanes ist erforderlich, um die geordnete Entwicklung der 
Wohnbauflächen zu gewährleisten und den Erhalt des Betriebshofes der RKH zu sichern. 
 
Das Verfahren soll als eine Maßnahme der Innenentwicklung auf Grundlage von § 13 a 
Baugesetzbuch beschleunigt durchgeführt werden.  
 
In Vertretung   
   
   
gez.   
Flore   
   
Kassel, 5. Juli 2011 
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Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. II/3 „Jägerkaserne II und III, Bosestraße“ 

Jägerkaserne II  
 
Betriebshof RKH 

Jägerkaserne III  

Jägerkaserne I 
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Vorlage Nr. 101.17.175  Kassel, 29. August 2011 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 "Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz" 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 „Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz“, 
einschließlich der Behandlung der Anregungen zu den Ziffern 1 bis 32, wird zugestimmt. 
 
Das Verfahren wird gem. § 13 a Baugesetzbuch für Bebauungspläne der Innenentwicklung 
im beschleunigten Verfahren durchgeführt.“ 

 
 

Begründung: 
 
Dem Ortsbeirat Mitte wurde die Vorlage zu seiner Sitzung am 14. Juni 2011 zur Anhörung 
vorgelegt. 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 11.08.2011 
und 29.08.2011 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1), die Behandlung der Anregungen (Anlage 2), die 
Begründung (Anlage 3), die Festsetzungen durch Text (Anlage 4) sowie eine unmaßstäbliche 
Verkleinerung des Bebauungsplanentwurfs (Anlage 5) sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/14 „Justizzent rum 2 am Brüder-Grimm-Platz“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als  Satzung) 
 
 
 
 

E r l ä u t e r u n g 
 
 
1.  Anlass der Planung 
 
Das Land Hessen plant die Zusammenlegung von drei Fachgerichten in der Stadt Kassel.  
Am Brüder-Grimm-Platz soll durch eine bauliche Erweiterung des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofs ein Justizzentrum für weitere Gerichte entstehen. Der Hessische Verwal-
tungsgerichtshof (VGH), das Verwaltungsgericht (VG) und das Sozialgericht (SG) sollen zu 
einem Justizzentrum zusammengelegt werden.  
 
In einer Machbarkeitsstudie wurde seitens des Landes Hessen zuvor der Bereich am Brü-
der-Grimm-Platz als geeigneter Standort ermittelt. Über ein zweiphasiges städtebauliches 
Gutachten wurde in dieser städtebaulich prominenten Lage am Brüder-Grimm-Platz ein ge-
eigneter Entwurf gefunden, der dem aufzustellenden Bebauungsplan zugrunde gelegt wird. 
 
 
2.  Ziele der Planung 
 
Mit dem Bebauungsplan soll sichergestellt werden, dass die im Gutachterverfahren gefun-
dene städtebaulich und gestalterisch hochwertige Lösung umgesetzt wird. 
 
Mit der Reaktivierung der Flächen können städtebauliche Missstände, wie eine fehlende 
Randbebauung an der Wilhelmshöher Allee und suboptimale extensive Nutzungen mit ei-
ner großflächigen Bodenversiegelung im Blockinnenbereich, behoben und eine Neubebau-
ung, insbesondere unter Berücksichtigung des Denkmals Torwache, verträglich im Gebiet 
ergänzt werden. 
 
 
3. Verfahren 
 
3.1. Aufstellungsbeschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel hat die Aufstellung des Bebauungs-
planes zur planungsrechtlichen Sicherung des Ausbaus und der Erweiterung des vorhan-
denen Gerichtsstandortes zum Justizzentrum 2 des Landes Hessen am 22. Februar 2010 
beschlossen. 
Da es sich hier eindeutig um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt und die 
Kriterien des §13a BauGB erfüllt sind (Grundfläche kleiner als 20.000 m²) wird der Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Auf die Erarbeitung eines Umweltbe-
richts kann verzichtet werden. Eingriffe, die auf Grund der Umsetzung des Bebauungspla-
nes zu erwarten sind, gelten im Sinne von § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als erfolgt und zuläs-
sig. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich. 



- 2 - 

 
 
3.2. Beteiligung der Öffentlichkeit 
Die vorgezogenen Bürgerbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB wurde vom 12.04.-23.04.2010 
durchgeführt.  
 
3.3 Offenlage und Behördenbeteiligung 
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs gemäß § 3 (2) BauGB hat in der 
Zeit vom 21.02 – 23.03.2011 stattgefunden. Parallel wurde die Behördenbeteiligung gemäß 
§ 4 (2) BauGB durchgeführt. Den Bürgern wurde ebenfalls während der Offenlage Gele-
genheit zur Stellungnahme gegeben.  
Die bei der Offenlegung und der Behördenbeteiligung geäußerten Anregungen wurden ent-
sprechend Anlage 2 im Bebauungsplan bearbeitet. Von Privatpersonen sind keine Anre-
gungen eingegangen. 
 
 
 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
 
Kassel, 7. Juni 2011 
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Bebauungsplan Nr. I/14 Justizzentrum 2 am Brüder Grimm-Platz 

1. Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 2 BauGB  
vom 21.02. – 23.03.2011 

Übersicht 

ZNr Stellungnahme 

  

Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange 

Datum Einw./Hinw. 

     nein ja 

 Regierungspräsidium Kassel 
34117 Kassel, Steinweg 6 

   

1 21.2 Regionalplanung, Siedlungswesen 16.03.2011 x  

2 27.1 Naturschutz und Landschaftspflege 09.03.2011 x  

3 31.1 Grundwasserschutz, Wasserversorgung 07.03.2011  x 

4 31.2 Oberirdische Gewässer, Hochwasser-
schutz 

07.03.2011 x  

5 31.3 Kommunales Abwasser, Gewässergüte 07.03.2011 x  

6 31.4 Industrielles Abwasser, wassergef. 
Stoffe 

07.03.2011 x  

7 31.5 Altlasten, Bodenschutz 08.03.2011 x  

8 33 Immissionsschutz 21.03.2011 x  

9 34 Bergaufsicht 08.03.2011 x  

 Stadt Kassel - Der Magistrat - 
34117 Kassel, Obere Königstr. 8 

   

10 -20- Haushaltsabteilung 25.02.2011  x 

11 -23- Liegenschaftsamt 21.02.2011  x 

12 -37- Feuerwehr 09.03.2011  x 

13 -41- Kulturamt 12.04.2011 x  

14 -51- Kinder- und Jugendförderung 09.03.2011 x  

15 -631- Stadtplanung 23.03.2011  x 

16 -632- Bauaufsicht 15.03.2011  x 

17 -66- Straßenverkehrsamt 18.03.2011  x 

klauskoepping
Textfeld
Anlage 2
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ZNr Stellungnahme 

  

Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange 

Datum Einw./Hinw. 

     nein ja 

18 -67- Umwelt- und Gartenamt 28.03.2011  x 

19 Frauenbüro Frauenbeauftragte der Stadt 
Kassel, 34112 Kassel 

08.03.2011  x 

20 -70- Die Stadtreiniger 01.03.2011 x  

21 -71- KEB Kasseler Entwässerungsbetrieb 16.03.2011  x 

22 Hessisches Immobilienmanagement 
Abraham-Lincoln-Str. 38-42, 65189 Wies-
baden 

23.02.2011  x 

23 Hessisches Baumanagement 
Postfach 410152, 34063 Kassel 

08.03.2011  x 

24 Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
Ketzerbach 10, 35037 Marburg 

01.04.2011  x 

25 Zweckverband Raum Kassel 
34117 Kassel, Mauerstraße 11 

21.03.2011  x 

26 Amt für Straßen- und Verkehrswesen Kassel 
Untere Königsstraße 95, 34117 Kassel 

16.03.2011 x  

27 Städtische Werke AG 
Königstor 3-13, 34117 Kassel 

02.03.2011 x  

28 Kasseler Verkehrs-Gesellschaft AG 
Königstor 3-13, 34117 Kassel 

04.03.2011 x  

29 Koordinierungsbüro für Raumordnung und 
Stadtentwicklung IHK,  
Kurfürstenstr. 9, 34117 Kassel 

18.03.2011 x  

30 Unitymedia NRW GmbH 
Michael-Schumacher-Str. 1,  
50170 Kerpen 

18.03.2011 x  

31 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
Am Fieseler Werk 19-23, 34253 Lohfelden 

23.02.2011  x 

32 Untere Naturschutzbehörde, Untere Was-
serbehörde 
Bosestraße 15, 34121 Kassel 

28.03.2011  x 
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Stellungnahmen 

Nr.      Stellungnahme                                            Anmerkung/Empfehlung 

3 Regierungspräsidium Kassel 
34117 Kassel, Steinweg 6 
Dezernat 31.1  
Grundwasserschutz, Wasserversorgung 

 

 Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der 
quantitativen Schutzzone B 2 – äußere Schutzzone 
– des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 
46/2006, S. 2634) amtlich festgesetzten Heilquel-
lenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“, Gemarkung Wah-
lershausen der Stadt zu Gunsten der Thermalsole-
bad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der Heil-
quellenschutzgebietsverordnung sind bei der wei-
teren Planung und der späteren Bauausführung zu 
beachten [...]. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m 
unter NHN in den Untergrund eindringen, bedürfen 
der vorherigen Genehmigung. 

Der Plan wird unter Hinweise „Heil-
quellenschutzgebiet“ und die Be-
gründung Nr. 2.2.4 entsprechend 
geändert. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

10 Stadt Kassel - Der Magistrat - 
34117 Kassel, Obere Königstr. 8 
-20- Haushaltsabteilung 

 

 Gemäß Begründung zum Bebauungsplan entste-
hen Planungskosten im Umfang von insgesamt 
13.700 €. Sollten darüber hinaus weitere finanziel-
le Mittel benötigt werden, die nicht über das Bud-
get von -63- gedeckt sind, sind diese Mittel recht-
zeitig bei der Planung des Haushalts 2012 anzu-
melden. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

11 -23- Liegenschaftsamt  

 Bezüglich der Torwache empfehlen wir, -65- zu 
beteiligen. 

Die Hochbau- und Gebäudebewirt-
schaftung wird in die weitere Pla-
nung bezüglich der Torwache einbe-
zogen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

12 -37- Feuerwehr  

 Eine ausreichende Löschwasserversorgung mit 
Hydranten im Abstand von nicht mehr als 100 m 
muss sichergestellt werden. Sind im Planungsge-
biet Gebäude mit Brüstungshöhen über 8 m über 
dem Gelände errichtet, ist sicherzustellen, dass je 
ein Fenster jeder Wohneinheit über Feuerwehr-
drehleitern zu erreichen ist (Feuerwehrum-
fahrt/zufahrt). Feuerwehrzufahrten (13t) sind er-
forderlich, wenn der Verbindungsweg vom Haupt-

Betrifft nicht die Bauleitplanung. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen.  
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Nr.      Stellungnahme                                            Anmerkung/Empfehlung 

eingang zu einer befahrbaren öffentlichen Straße 
oder einer privaten Zufahrt mehr als 50 m beträgt. 
Feuerwehrzufahrten sind nach DIN 14090 auszu-
führen. Wenn Gebäude nicht unmittelbar an der 
öffentlichen Straße liegen, ist durch gut sichtbare 
Hinweise oder Lagepläne im Anfahrtsbereich ein 
schnelles Erreichen der Einsatzziele sicherzustel-
len. 

16 -632- Bauaufsicht  

 Grundsätzlich müssen die festgesetzten Baugren-
zen auf die notwendigen Abstandsflächen gemäß 
§6 HBO Rücksicht nehmen. Andernfalls müssen 
die betroffenen Nachbarn im Genehmigungsver-
fahren gehört werden (erforderliche Abweichung). 

Im Baufenster A kommt es durch die festgesetzte 
Baugrenze in Verbindung mit den zulässigen 
Trauf-/Maximalhöhen zum Grundstück Wilhelms-
höher Allee 6 zu einer unzulässigen Abstandsflä-
chenüberdeckung. Wenn hier ein nicht abstands-
flächenrelevantes Laternengeschoss ausgebildet 
werden soll, muss mind. Die textliche Festsetzung 
zu Ziff. 1.1.4 wie folgt ergänzt werden: 

„Im Baufenster A darf die Oberkante von baulichen 
Anlagen 196,0 m ü. NHN und die Trauf- bzw. Atti-
kahöhe 193,0 m ü. NHN nicht überschreiten. Ge-
bäudeteile oberhalb der Trauf- bzw. Attikahöhe 
(Staffelgeschosse) müssen mind. 1,50 m hinter 
die Baulinie an der Wilhelmshöher Allee und mind. 
in einem Winkel < 45° hinter der Baugrenze zum 
Grundstück Wilhelmshöher Allee 6 zurücksprin-
gen.“ 

Alternativ könnte hier eine Baulinienfestsetzung 
erfolgen, oder der Rücksprung des Laternenge-
schosses könnte konkret durch eine zeichnerische 
Festsetzung erfolgen. 

Die Abstandsflächenüberdeckung 
zwischen den Baufenstern A und B 
und der Ost- und Nordseite des Ge-
bäudes Wilhelmshöher Allee 6 wird 
durch nachbarliche Zustimmung des 
Eigentümers des Grundstücks Wil-
helmshöher Allee ermöglicht. 

Der Stellungnahme wird teilwei-
se gefolgt. 

17 -66- Straßenverkehrsamt  

17.1 Die Stellplatzbilanz sieht vor, dass von den derzeit 
vorhandenen 215 Stellplätzen noch 180 erhalten 
werden und dies bei der Ausweitung der Mitarbei-
ter- und Besucherzahl. Die Reduzierung wird einen 
erheblichen Parkdruck in diesem Bereich auslösen. 

Die genannten Zahlen betreffen nur 
die Stellplätze für Justiz und Städti-
sche Werke. Teilweise beruht die 
Reduzierung auf einer Verlagerung 
der Stellplätze der Städtischen Wer-
ke (55 statt 65 Stellplätze), die un-
abhängig vom Bebauungsplan über 
die Hauptzufahrt der Städtischen 
Werke erschlossen werden und Be-
standteil eines Gesamtparkkonzep-
tes der Städtischen Werke sind. Die 
Berechnung der für das Justizzent-
rum erforderlichen Stellplätze er-
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folgte gemäß Stellplatzsatzung und 
ist damit bedarfsgerecht. Die Park-
decks wurden vor mehr als 30 Jah-
ren erbaut und dimensioniert; es 
wurden im Lauf der Jahre mehr 
Stellplätze errichtet, als nach heuti-
ger Satzung erforderlich wären. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

17.2 Im Bereich Ein- und Ausfahrten Friedrichsstraße 
14 und 22 sind wegen der Gefährdung der Fuß-
gänger und des Radverkehrs die erforderlichen 
Sichtdreiecke zu berücksichtigen. 

Betrifft die Ausführungsplanung. Die 
Begründung wird unter 4.2 ergänzt. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

17.3 Über Königstor, Friedrichsstraße, Fünffensterstra-
ße und Neue Fahrt verlaufen vier städtische und 
eine touristische Fahrradroute. Um Gefährdungen 
des Radverkehrs wegen mangelhafter Sichtver-
hältnisse im Bereich der Durchfahrt zur Fünffens-
terstraße 14 zu vermeiden, muss wegen der er-
heblich steigenden Zu- und Ausfahrten von Kfz zur 
/ aus der Durchfahrt Friedrichsstraße 14 evtl. eine 
Aufhebung des Längsparkens am Fahrbahnrand 
erfolgen. 

Betrifft den Straßenraum, der durch 
das Straßenverkehrsamt beplant 
wird. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

17.4 Unter der Berücksichtigung, dass sich im Bereich 
der Toranlagen ein Rückstau der einfahrenden 
Fahrzeuge in der Friedrichsstraße bilden wird, 
muss die bereits vorhandene Toranlage Friedrichs-
straße 22 umgebaut werden und beide Toranlagen 
Friedrichsstraße 22 und 16 sind so herzustellen, 
dass sich mehrere wartende Fahrzeuge vor den 
Schranken der Zufahrtskontrolle auf privatem 
Grund aufstellen können. 

Betrifft die Ausführungsplanung. Die 
Zufahrt Friedrichsstraße 22 wird in 
Zukunft von deutlich weniger Pkw 
als derzeit genutzt. Eine Verände-
rung der bestehenden Toranlage ist 
nicht zwingend erforderlich. Die Be-
gründung 4.2 wird bezüglich der 
Ausführung der Zufahrt Friedrichs-
straße 14 entsprechend ergänzt. 

Der Stellungnahme wird teilwei-
se gefolgt. 

17.5 In der Friedrichsstraße befindet sich eine Kabel-
trasse der E.ON. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

18 -67- Umwelt- und Gartenamt  

18.1 A. Lärmschutz: 

Im 1. Abschnitt der Begründung unter Punkt 
2.5.1, S. 12, sollte der Satz „Die Vorbelastung ... 
tags berücksichtigt“ wie folgt geändert werden: 
„Liegt der Beurteilungspegel um mindestens 6 
dB(A) unterhalb des Richtwertes, kann nach TA 
Lärm die Berücksichtigung einer eventuellen ge-
werblichen Vorbelastung entfallen.“ 

In der Begründung wird unter 2.5 
das schalltechnische Gutachten der 
DEKRA Industrial vom 29.06.2010 
wiedergegeben. Das Gutachten wird 
nicht überarbeitet. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

18.2 Im 4. Abschnitt von 2.5.1 sollten die Beurteilungs- Siehe zu 18.1 
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pegel gerundet werden: „... von 44-53 dB(A) tags 
und 39-44 dB(A) nachts.“ 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

18.3 Im 3. Abschnitt unter 5.5.2, S. 35, sollte der Satz 
„Es gelten ... Nr. 7.2“ wie folgt geändert werden: 
„Nach Punkt 7.2 der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm (TA Lärm) können für seltene 
Ereignisse höhere Beurteilungspegel auftreten.“ 
Der letzte Satz aus Punkt 3.4 der textlichen Fest-
setzung sollte gestrichen oder durch den obigen 
Vorschlag „Nach Punkt ... Beurteilungspegel auf-
treten“ ersetzt werden. 

Die Festsetzung Nr. 3.4 wird berich-
tigt. Die Begründung 5.5.2 wird ent-
sprechend geändert. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

18.4 In der Tabelle unter Festsetzung 3.3 sind zum Teil 
die Zahlen verrutscht. Als textliche Festsetzung 
sollte unterhalb der Tabelle der Abschnitt aus der 
Begründung 5.5.2 „Hierbei sind ... nicht verrin-
gern“ aufgenommen werden. 

Die Festsetzung Nr. 3.3 wird redak-
tionell berichtigt, jedoch nicht er-
gänzt. 

Der Stellungnahme wird teilwei-
se gefolgt. 

18.5 B. Luftreinhaltung: 

Zu Recht wird in der Begründung unter 5.5.1. ers-
ter Absatz auf die erhöhten Anforderungen an die 
Luftreinhaltung in Kassel hingewiesen. Im Weite-
ren werden jedoch Missverständnisse deutlich. Wir 
regen deshalb an die Begründung wie folgt zu fas-
sen:  

„Die besondere topografische Situation des Kasse-
ler Beckens führt dazu, dass im gesamten Stadt-
gebiet erhöhte Anforderungen an die Luftreinhal-
tung bestehen, um Gesundheitsgefahren für die 
Bevölkerung zu vermeiden. Neben dem Verkehrs-
bereich als stärkstem Belastungsfaktor stellen die 
Hausfeuerungsanlagen die wesentliche Luftschad-
stoffquelle in Kassel dar.  

Wegen der dauerhaft problematischen lufthygieni-
schen Situation in Kassel erfolgte bereits 1975 auf 
Grundlage des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
die Festsetzung des „Belastungsgebietes Kassel“, 
seit 1990 „Untersuchungsgebiet Kassel“ und ab 
2002 „Ballungsraum Kassel“. In der Folge mussten 
bisher drei Luftreinhaltepläne vorgelegt werden, 
der vierte wird 2011 in Kraft treten. War in den 
ersten Jahren Schwefeldioxid der besonders prob-
lematische Luftschadstoff, so sind jetzt Stickstoff-
dioxid und Feinstaub in den Fokus gerückt. Schwe-
feldioxid ist als Luftschadstoff nicht mehr relevant. 
Für den aktuell in der Fortschreibung befindlichen 
Luftreinhalteplan muss der Nachweis erbracht wer-
den, dass die Stickstoffdioxid-Grenzwerte im Jahr 
2015 eingehalten werden. Im Wesentlichen 
werden die Feinstaub- und auch die Stickstoffdi-
oxid-Belastung in Kassel durch den Kfz-Verkehr 
und die Gebäudeheizung verursacht. 

Die vorgeschlagene Eingrenzung der 
zulässigen Feuerungsanlagen auf 
eine bestimmte Feuerungstechnolo-
gie ist als Festsetzung im Bebau-
ungsplan rechtlich nicht belastbar. 
Im Gegensatz zur bestehenden 
Festsetzung beschränkt die vorge-
schlagene Formulierung nicht die 
Verwendung bestimmter luftverun-
reinigender Stoffe gemäß §9 Abs. 
Nr. 23a, sondern sie schreibt eine 
einzige verwendbare Feuerungs-
technologie vor. Der Rückgriff auf 
Anforderungen des Umweltzeichens 
„Blauer Engel“ ist zudem unvoll-
ständig, da nur einzelne Geräte und 
Feuerungstechnologien davon er-
fasst werden. 

Die Vorgabe zur Einhaltung beson-
derer Emissionsgrenzwerte oder zur 
Verwendung bestimmter Feuerungs-
technologien bedarf einer eigen-
ständigen Ortssatzung, die jedoch 
von der Fachbehörde bisher nicht 
vorgelegt wurde. 

Grundlage für die Verwendung von 
Brennstoffen ist generell die 1. 
BImSchV, deren Festsetzung im 
Bebauungsplan nicht zusätzlich er-
forderlich ist.  

Die Festsetzung Nr. 3.1 wird aus 
den o. g. Gründen redaktionell be-
richtigt, es entfallen Satz 1 und 2. 
Die Begründung 5.5.1 wird entspre-
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Der Flächennutzungsplan 2007 weist das Ver-
bandsgebiet des Zweckverbandes und damit auch 
das Kasseler Stadtgebiet vollständig als ‚Vorrang-
gebiet Luftreinhaltung’ aus. Damit besteht in Kas-
sel ein besonderes städtebauliches Erfordernis für 
emissionsbeschränkende Festsetzungen in Bebau-
ungsplänen.  

Das Plangebiet liegt im durch Luftschadstoffe be-
sonders belasteten Kernbereich der Stadt Kassel. 
Die Luftmessstation „Fünffensterstraße“ des hessi-
schen Luftmessnetzes liegt in unmittelbarer Nähe 
und weist seit Jahren deutliche Überschreitungen 
des zulässigen Jahresmittelwertes für Stickstoffdi-
oxid nach. Auch die Messwerte für Feinstaub lie-
gen nach Grenzwertüberschreitungen bis 2005 
immer noch in einem Bereich, der jederzeit wieder 
zu Grenzwertüberschreitungen führen kann.  

Deshalb soll die Nutzung der besonders stark e-
mittierenden festen Brennstoffe, insbesondere das 
Verbrennen von Holz, ausgeschlossen werden, da 
eine Gleichwertigkeit mit Öl und Gas im Abgasver-
halten nicht zu erreichen ist. Die gemäß 1. 
BImSchV geltenden Feinstaubgrenzen sind sowohl 
in der ersten als auch in der zweiten Stufe für die 
besondere städtebauliche Situation des Kasseler 
Stadtgebiets unverträglich.  

Nach § 9 (1) Nr. 23a BauGB können in Bebau-
ungsplänen Festsetzungen zur Beschränkung von 
Luft verunreinigenden Stoffen getroffen werden. 
Diese Möglichkeit wird seit Jahren in Kassel ge-
nutzt. Auch in diesem besonders belasteten Be-
reich sollte eine derartige Festsetzung umgesetzt 
werden.  

Die Festsetzung stellt für die Bauwilligen weder in 
den technischen Anforderungen noch im Hinblick 
auf die Brennstoffauswahl eine unverhältnismäßige 
Belastung dar. Die technischen Anforderungen 
entsprechen bereits heute dem Stand der Technik 
und sind in einem breiten und finanziell verträgli-
chen Angebotsspektrum verfügbar. Durch die An-
lehnung an das Umweltzeichen ist eine dynami-
sche Anpassung an den jeweils aktuellen Stand 
der Technik sichergestellt.  

Die Nutzung von regenerativen Energien wie So-
larenergie und Erdwärme bleibt möglich, ebenso 
der Einbau von BHKW und der Anschluss an die 
Fernwärme.“ 

Die Festsetzung durch Text 3.1 zum Ausschluss 
von Kohle, Koks, Torf und Grill-Holzkohle ist sinn-
los, da die aufgeführten Brennstoffe entweder tra-
ditionell in Kassel oder bei Neubauten zur Behei-

chend aktualisiert. 

Der Stellungnahme wird teilwei-
se gefolgt. 
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zung nicht verwendet werden. Zudem ist ihr Ab-
gasverhalten zum Teil günstiger als das einiger 
zugelassener Brennstoffe. Von derartigen fachlich 
unsinnigen Festsetzungsvorschlägen sollte in Zu-
kunft abgesehen werden.  

Für ein Vorziehen der Emissionsgrenzwerte der 2. 
Stufe der 1. BImSchV für Holzbrennstoffe fehlt die 
Rechtsgrundlage, da es in Hessen im Gegensatz zu 
anderen Bundesländern kein Landesimmissions-
schutzgesetz gibt und § 81 Abs. 2 HBO entfallen 
ist. Im Übrigen sind diese Grenzwerte in der be-
sonderen Situation des Kasseler Stadtgebiets nicht 
ausreichend.  

Als Festsetzung regen wir deshalb an: „Im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans sind für Neu-
bauvorhaben und Ersatzinvestitionen nur mit Erd-
gas oder Heizöl EL betriebene Feuerungsanlagen 
mit Brennwertnutzung zugelassen, die den aktuel-
len Forderungen des Umweltzeichens „Blauer En-
gel“ genügen.“ 

19 Frauenbüro Frauenbeauftragte der Stadt Kas-
sel, 34112 Kassel 

 

19.1 Der beabsichtigte Bau des Justizzentrums 2 wird 
zu einer erheblichen Verdichtung der Baumassen 
in dem Gebiet Friedrichsstraße-Königstor-
Wilhelmshöher Allee führen. Aus Frauensicht sollte 
hier vornehmlich darauf geachtet werden, das Mik-
roklima in der Stadt zu verbessern [...] 

Die Situation des Mikroklimas wird 
durch Flächenentsiegelung und 
Dachbegrünung wesentlich gegen-
über dem Bestand verbessert. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

19.2 Zu 5.3 Stellplätze: Aus dem Plan oder der Begrün-
dung geht nicht hervor, wie viele Parkplätze St1, 
St2, St3 zugeordnet werden. Sind die Parkplätze 
St3 oberirdisch? Auf Flächen mit oberirdischen 
Parkplätzen sollten Bäume zur Verbesserung des 
Mikroklimas angepflanzt werden. Ebenfalls positive 
Auswirkungen auf das Lokalklima hat die Farbe der 
Oberflächenbefestigung. Hierzu sollen helle Farben 
für die Oberflächengestaltung der Geh-, Fahr- und 
sonstigen Oberflächenbefestigungen festgeschrie-
ben werden [...] 

In der Festsetzung Nr. 2.2 wird die 
Stellplatzzahl mit 125 für die Flä-
chen „St1“ und „St2“ angegeben. In 
der Festsetzung Nr. 2.3 wird die 
Stellplatzzahl mit 56 für die Fläche 
„St3“ angegeben (oberirdisch). Die 
Oberflächengestaltung der Stellplät-
ze ist gemäß Stellplatzsatzung in 
der Festsetzung Nr. 2.5 versicke-
rungsfähig. Es ist nicht Aufgabe des 
Bebauungsplans, die Oberflächen-
farben der Wege vorzuschreiben. 
Baumpflanzungen sind in Festset-
zung Nr. 8.1 vorgegeben.  

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

19.3 Auf der oberirdischen Stellplatzanlage 1 sollten 
Frauenparkplätze ausgewiesen werden. 

Bei den Flächen „St1“ und „St2“ 
handelt es sich nicht um öffentliche 
oder frei zugängliche Stellplatzanla-
gen. Das gesamte Justizgelände 
unterliegt einer strengen Zugangs-
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kontrolle und Überwachung, so dass 
nicht mit der Entstehung von Angst-
räumen zu rechnen ist. Gleichwohl 
wird der Hinweis an den Vorha-
benträger weitergeleitet. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

19.4 Zu 5.4 Vegetation: In der Begründung heißt es: 
„... der Gerichtspark erstreckt sich durchgehend 
von der Wilhelmshöher Allee bis zur rückwärtigen 
Grundstücksgrenze...“ Dies ist im Plan nicht zu 
erkennen, dargestellt ist eine Bebauung D, diese 
quert den „Gerichtspark“. Der Gerichtspark ist 
nicht durchgehend. 

Für das Baufenster D ist im Plan 
eine Unterkante bei 180,0 m ü. 
NHN. festgesetzt. Zusammen mit 
der Erläuterung dazu in der Begrün-
dung S. 32, 2. Abs., ist eindeutig 
erkennbar, dass die Fläche mit 
Pflanzbindung durchgängig ist. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

19.5 Um sich eine Vorstellung von den Fassadenhöhen 
der Neubauten im Vergleich zu den Bestandsbau-
ten machen zu können, ist es notwendig, Trauf-, 
Firsthöhen der Bestandsbauten und Geländehöhen 
der angrenzenden Flächen bezogen auf NHN zu 
haben. 

Der Bebauungsplan gibt das Ergeb-
nis des städtebaulichen Gutachtens 
von 2009 wieder, das eingesehen 
werden kann. Die Höhenentwicklung 
ist zudem in der Ansicht des Ent-
wurfes, Begründung S. 11, darge-
stellt. Darüber hinaus ist die Höhen-
entwicklung des Bestands auf den 
Fotos S. 23ff. zu erkennen. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

19.6 Zur Erhöhung kleinklimatisch aktiver Grünflächen 
sollten Fassadenbegrünungen vorgeschrieben wer-
den. 

Da die Anlage von Fassadenbegrü-
nungen im Gegensatz zu Dachbe-
grünungen häufig nicht oder man-
gelhaft umgesetzt wird oder nicht 
dauerhaft erhalten wird, wurde auf 
diese Kompensationsmaßnahme 
verzichtet. Zudem ist gemäß §13a 
BauGB kein Eingriffsausgleich erfor-
derlich. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

21 -71- KEB Kasseler Entwässerungsbetrieb  

 Aus entwässerungstechnischer Sicht handelt es 
sich bei dem Plangebiet um eine private Erschlie-
ßung. Die Entwässerung des Areals ist demzufolge 
durch den Bau privater Grundstücksentwässe-
rungsanlagen sicherzustellen. Generell ist eine 
Entwässerung des Gebietes im Mischverfahren 
vorzusehen. Da das Areal im Bombenabwurfgebiet 
sowie in der Schutzzone B2 des Heilquellenschutz-
gebietes liegt, sind entsprechende Maßnahmen 

Betrifft Objektplanung. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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einzuleiten [...]. Das Entwässerungskonzept ist 
frühzeitig vom Veranlasser zu erarbeiten und mit 
dem KEB abzustimmen. 

22 Hessisches Immobilienmanagement 
Abraham-Lincoln-Str. 38-42, 65189 Wiesba-
den 

 

22.1 Aus Sicht des HI sind die Festsetzungen des Be-
bauungsplanentwurfes zu eng gefasst. Eine Aus-
weitung des Baufensters B bei Anpassung der Ab-
standsflächen in Richtung Westen (zu Grundstück 
Städtische Werke AG) wäre aus Sicht des Landes 
erforderlich, um im anschließenden Vergabever-
fahren einen Wettbewerb unter verschiedenen 
planerischen Lösungen zu ermöglichen. 

Aus unserer Sicht schränkt die jetzige Begrenzung 
des Baufensters B die Grundstücksnutzung unan-
gemessen ein. Hieraus ergeben sich für uns Ein-
schränkungen hinsichtlich der Findung einer best-
möglichen architektonischen und zugleich wirt-
schaftlichen Lösung für das Land Hessen. Damit 
eng verknüpft ist für uns auch die Frage der 
grundsätzlichen Realisierbarkeit des Projektes 
Fachgerichtliches Justizzentrum am Brüder-
Grimm-Platz in Kassel. 

Für das von uns angestrebte Verfahren zur Reali-
sierung des Hochbauprojektes ist es insbesondere 
wegen des aus haushaltsrechtlichen Gründen 
zwingend durchzuführenden Wettbewerbes - von 
erheblicher Bedeutung, dass unterschiedliche ar-
chitektonische Lösungen zur Umsetzung der Bau-
aufgabe möglich und bauplanungsrechtlich zuläs-
sig sind. 

Das städtebauliche Gutachterverfah-
ren von 2009 wurde in Abstimmung 
und Einvernehmen mit dem Land 
Hessen durchgeführt mit dem Ziel, 
„ein überzeugendes städtebauliches, 
freiraumplanerisches und hochbauli-
ches Konzept“ zu erhalten (Erläute-
rung hbm 2009). Dies ist geschehen 
und soll mit dem Bebauungsplan in 
planungsrechtliche Vorgaben für die 
Realisierung umgesetzt werden.  

Das Land will nun von den städte-
baulichen Inhalten Abstand nehmen 
und stellt damit den Zweck des Gut-
achterverfahren in Frage, wenn 
durch stark aufgeweitete planungs-
rechtliche Vorgaben eine Beliebig-
keit in der Umsetzung entsteht. 

Mit dem Entwurf aus dem Gutach-
terverfahren wurde der Nachweis 
erbracht, dass die Anforderungen 
und das Raumprogramm in der 
städtebaulichen Figur umgesetzt 
werden können. Die Baufenster las-
sen ausreichend Raum für unter-
schiedliche Lösungen (zum Ver-
gleich: die Baufenster A, B und C 
haben zusammen eine Grundfläche 
von 2.776 m2, der städtebauliche 
Entwurf in diesem Bereich eine 
Grundfläche von 2.120 m2).  

Für die städtebauliche Situation ist 
die Schließung der Bauflucht an der 
Wilhelmshöher Allee, der Abstand 
von der Torwache, die Begrenzung 
der Baumassen und –höhen im 
Block-Innenbereich und die Einhal-
tung eines verträglichen Abstandes 
dieser Baumassen zu den angren-
zenden Wohnnutzungen essenziell.   

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

22.2 Die in gemeinsamen Abstimmungsgesprächen 
durch das Stadtplanungsamt Kassel aufgezeigte 

Eine Befreiung von Festsetzungen 
des Bebauungsplans kann nicht die 
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Alternative der Befreiung im Bedarfsfall - bezogen 
auf einen konkreten architektonischen Entwurf ist 
nicht zielführend, weil sie das Vergabeverfahren 
durch nachgelagerte Veränderung der Rahmenbe-
dingungen - hier konkret die bauplanungsrechtli-
chen Rahmenbedingungen - und damit der Verga-
beunterlagen selbst gefährdet.  

Wir weisen erneut darauf hin, dass eine Inan-
spruchnahme von Ausnahmen und Befreiungen 
während des PPP-Verfahrens zur Aufhebung des 
gesamten Verfahrens führen kann. Sollte ein spä-
ter präferierter Entwurf die Erweiterung der Bau-
grenzen notwendig machen, führt dies zwangsläu-
fig zu einem Problem im Vergabeverfahren. 

Die Bedenken der Stadt Kassel, dass bei der Aus-
weitung der Baugrenzen nach Westen städtebau-
lich unverträgliche Lösungen entstehen, teilen wir 
nicht. Nicht zuletzt deshalb, weil die Stadt Kassel 
im Rahmen des geplanten Vergabeverfahrens an-
gemessen beteiligt wird. 

Zur Beurteilung der architektonischen und städte-
baulichen Qualität der eingereichten Angebote 
wird ein Architekturgremium einberufen, in dem 
die Stadt Kassel vertreten sein wird. Aus diesem 
Grund bitten wir Sie um Überprüfung der gewähl-
ten Festsetzungen zu Baufenster B in der Erwar-
tung einer grosszügigeren Ausbildung - konkret 
die Ausweitung in westliche Richtung zum Grund-
stück der Städtischen Werke AG Kassel. Zur Ver-
anschaulichung unseres Anliegens haben wir Ihnen 
eine Skizze beigefügt [Verschiebung der Baugren-
zen Baufenster B bis auf 4 m Abstand an die west-
liche Nachbargrenze heran, keine Höhenabstufung 
zur nördlichen Nachbargrenze hin]. 

Erarbeitung von schlüssigen und 
akzeptierten planungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen ersetzen. 
Nachgelagerte Änderungen der 
Rahmenbedingungen sind nicht be-
absichtigt. 

Die Skizzierung des geplanten Ver-
fahrens in der Stellungnahme lässt 
schließen, dass die Suche nach 
städtebaulichen Lösungen erneut 
begonnen werden soll. Dies kann 
von Seiten der Stadt Kassel nicht 
gutgeheißen werden, da die städte-
baulich optimale Lösung bereits im 
Gutachterverfahren gefunden wur-
de. Die städtebauliche Figur kann 
nun im geplanten PPP-Verfahren mit 
architektonisch unterschiedlichen 
Lösungsvorschlägen ausgefüllt wer-
den. 

Insbesondere das geforderte Heran-
rücken der maximalen Baumassen-
höhe im Baufenster B an die nörd-
lich angrenzende Wohnnutzung ist 
städtebaulich nicht verträglich. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

23 Hessisches Baumanagement 
Postfach 410152, 34063 Kassel 

 

 Schließt sich der Stellungnahme des HI an (siehe 
22). 

 

24 Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
Ketzerbach 10, 35037 Marburg 

 

 Verweis auf das Protokoll der Sitzung vom 
11.11.2010, in welcher der Präsident des Lan-
desamtes für Denkmalpflege den Umgang mit der 
denkmalgeschützten Liegenschaft definiert. Das 
Landesamt für Denkmalpflege ist, was den Ersatz-
bau des Verwaltungsgerichtshofes anbelangt, im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens weiter zu 
beteiligen. 

Der angesprochene Ersatzbau be-
trifft den möglichen Ersatz der nicht 
mehr dem aktuellen Baustandard 
entsprechenden Gebäude in Bau-
fenster F und G. In dem Vermerk 
stimmt das Landesamt für Denk-
malpflege einem Rückbau des Ver-
waltungsgerichtshofes in Verbindung 
mit einem Ersatzneubau zu. Der für 
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den Brüder-Grimm-Platz bestehende 
Ensembleschutz bleibt bestehen. Ein 
Ersatzneubau soll die gleiche Kuba-
tur, Dachform und –ausbildung wie 
das Bestandsgebäude einhalten und 
die zum Brüder-Grimm-Platz orien-
tierte Außenwand in Gestaltung und 
Materialität detailgetreu rekonstruie-
ren.  

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

25 Zweckverband Raum Kassel 
34117 Kassel, Mauerstraße 11 

 

25.1 Die Entwicklungsziele des Bebauungsplanes wider-
sprechen weder den Zielsetzungen des FNP noch 
der Kommunalen Entwicklungspläne des ZRK. 
Dennoch ist eine Anpassung des FNP gemäß §13a 
(2) BauGB erforderlich [...]. Im FNP sollen „Flä-
chen für den Gemeinbedarf/Öffentliche Verwal-
tung“ dargestellt werden. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

25.2 Wir empfehlen die Prüfung, ob im Zusammenhang 
mit den geplanten Stellplätzen weitere Baumpflan-
zungen möglich sind. 

Siehe zu 32.1 

25.3 Aus Sicht der Verkehrsplanung regen wir an, den 
städtischen Radverkehrsbeauftragten zu beteili-
gen. In 4.2 (Erschließung und Verkehr) empfehlen 
wir Aussagen zum Radverkehr (Erschließung und 
Stellplätze). 

Im Plangebiet befinden sich keine 
öffentlichen Radverkehrsflächen. Die 
Anordnung von Radabstellplätzen 
wird im Zuge des Baugenehmi-
gungsverfahrens gemäß Stellplatz-
satzung geregelt. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

25.4 Wie in 5.5.1 zitiert, soll die Luftbelastung durch 
Brennstoffe gerade in den innenstadtnahen Lagen 
möglicht gering gehalten werden. Hier wäre anzu-
regen, für die Gebäude des Plangebiets einen 
Fernwärmeanschluss zu prüfen und ggf. festzuset-
zen. 

Es ist im einzelnen Bebauungsplan 
nicht möglich, eine bestimmte Art 
und Weise der Gebäudeheizung, z. 
B. auf Grundlage des §9 Abs. 1Nr. 
23a BauGB, festzusetzen. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 

31 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 
Postfach 50 00, 65756 Eschborn 

 

 Im Planbereich befinden sich Telekommunikations-
linien der Telekom. Zur Versorgung des Planberei-
ches ist die Verlegung neuer Telekommunikations-
linien erforderlich. Hierzu sollte der Bauträger sich 
rechtzeitig mit Telekom in Verbindung setzen. 

Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen. 
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32 Untere Naturschutzbehörde, Untere Wasser-
behörde 
Bosestraße 15, 34121 Kassel 

 

32.1 C. Naturschutz und Landschaftspflege: 

Der Begrünungsumfang ist angesichts der hohen 
baulichen Ausnutzung und der Vorbelastungen viel 
zu gering.  

Die Pflicht zur Begrünung der Stellplätze mit Bäu-
men wird vollständig aufgehoben, ohne dass funk-
tional ein Ausgleich vorgesehen wird (textliche 
Festsetzung 2.2.).  

Die Festsetzung 8.1. führt dazu, dass auf den 
Grundstücksfreiflächen (Vegetationsflächen und 
versiegelte nicht mit Gebäuden überbaute Flä-
chen) des Justizzentrums von ca. 5000 m² ledig-
lich 4 Bäume erforderlich sind. Unter Berücksichti-
gung der 2 festgesetzten Bäume sind allenfalls 2 
neue Bäume zu pflanzen. Dem gegenüber stehen 
lt. Begründung Baumverluste von 8 Bäumen.  

Zusätzliche Baumpflanzungen in den Kerngebieten 
sind angesichts der schon vorhandenen baulichen 
Ausnutzung nicht möglich bzw. nicht zu erwarten. 
Vor diesem Hintergrund sollten die Begrünungsan-
forderungen erhöht werden durch  

- Festsetzung einer vollständigen Begrünung der 
flachgeneigten Dächer (abgesehen von funktional 
unabwendbaren Belichtungen und technischen 
Vorrichtungen u. ä)  

- Erhöhung der Baumanzahl auf 1 Baum /300 m² 
Grundstücksfreifläche, ggf. mit Ausgleich durch 50 
m² vertikale und horizontale Begrünungen mit 
Kletterpflanzen bei Verzicht auf einen Baum.  

- Ausschluss von Anlieferungen auf den Flächen 
mit Bindungen für Bepflanzungen; um den Cha-
rakter dieses Bereiches zu verdeutlichen sollte hier 
eine private Grünfläche zeichnerisch festgesetzt 
werden.  

Wir gehen davon aus, dass nach den vorgesehe-
nen Festsetzungen im Bereich des Naturdenkmals 
weder Verschlechterungen des Wurzelbereichs 
eintreten noch Kronenrückschnitte erforderlich 
werden. 

Für Stellplätze außerhalb der Flä-
chen „St1“ und „St2“ gilt die Stell-
platzsatzung ohne Einschränkung. 
Die Festsetzung Nr. 2.2 gilt nur für 
die Stellplatzflächen „St1“ und „St2“ 
mit zusammen max. 125 Stellplät-
zen. Davon sind ca. 75 unter Ge-
bäuden angeordnet und verursachen 
daher keine Pflanzpflicht gem. Stell-
platzsatzung. Für 50 Stellplätze wä-
ren gemäß Stellplatzsatzung 9 
Bäume anzupflanzen. Damit wäre 
der Baumverlust kompensiert. 

Die Grundstücksfreifläche auf der 
Fläche für Gemeinbedarf wird durch 
die Größe der Baufenster bestimmt 
und beträgt 3.243 m2. Nach der 
Festsetzung Nr. 8.1 (1 Baum/700 
m2 Freifläche) wären hierfür 5 
Bäume zu pflanzen bzw. 5 beste-
hende Bäume anrechenbar.  

Dies hätte insgesamt zum Ergebnis, 
dass tatsächlich kein Ausgleich für 
die Stellplätze mittels Baumpflan-
zung erfolgt. Andererseits wäre es 
wünschenswert, wenn die nicht von 
Gebäuden überdeckten Stellplätze 
an der Westgrenze des Justizgelän-
des mit Baumpflanzungen über-
schirmt würden.  

Davon abgesehen gilt die Festset-
zung Nr. 8.1 auch für die kleinen 
stark bebauten Grundstücke im 
Kerngebiet und soll nicht mehr als 
einen Baum als Pflanzverpflichtung 
je Grundstück begründen.  

Die Pflanzpflicht wird auf 1 Baum je 
400 m2 Grundstücksfreifläche er-
höht. Damit entsteht für das Justiz-
gelände eine Pflanzpflicht von insge-
samt maximal 9 Bäumen unter An-
rechnung bestehender Bäume. 

Die Festsetzung einer vollflächigen 
Dachbegrünung wäre zwar fachlich 
optimal, ist jedoch auf den konkret 
geplanten Baukörpertypen und im 
Baubestand des Kerngebietes nicht 
vollflächig umsetzbar. Im weiteren 
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soll die Option zur Errichtung von 
Solaranlagen offen gehalten werden. 

Die Darstellung einer privaten Grün-
fläche inmitten einer Fläche für Ge-
meinbedarf ist nicht schlüssig, e-
benso wenig wie die Darstellung 
einer öffentlichen Grünfläche auf 
dem streng zugangsbeschränkten 
Gerichtsgelände. Aus diesem Grund 
wurde keine Grünfläche, sondern 
eine Pflanzbindung festgesetzt. Die 
Überfahrt über diese Fläche für An-
lieferung und Feuerwehr ist funktio-
nal unumgänglich und verträglich 
gestaltbar. Sie ist für den allgemei-
nen Parkverkehr durch technische 
Regelungen auszuschließen. 

Der Stellungnahme wird teilwei-
se gefolgt. 

32.2 D. Wasser- und Bodenschutz:  

Die Untere Wasserbehörde hat im Rahmen des 
Grundwasserüberwachungsprogramms im Jahr 
2010 eine Grundwassermessstelle auf dem Grund-
stück Brüder – Grimm - Platz 1 errichten lassen. 
Die Analyseergebnisse der Beprobung zeigen ge-
ringfügige Belastungen des Grundwassers mit 
Schadstoffen. Der abschließende gutachterliche 
Bericht mit Bewertung der Ergebnisse steht noch 
aus. 

Die Begründung wird unter 2.6 re-
daktionell ergänzt. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

2. Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. §3 
Abs. 2 BauGB vom 21.02. – 23.03.2011 

Es gingen keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit ein. 
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3 Heilquellenschutzgebiet Der Plan wird unter Hinweise „Heilquellenschutz-
gebiet“ und die Begründung Nr. 2.2.4 entspre-
chend geändert. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

11 Torwache Beteiligung -65- Die Hochbau- und Gebäudebewirtschaftung wird 
in die weitere Planung bezüglich der Torwache 
einbezogen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

16 Abstandsflächenüberdeckung Bau-
fenster A 

Die Abstandsflächenüberdeckung zwischen den 
Baufenstern A und B und der Ost- und Nordseite 
des Gebäudes Wilhelmshöher Allee 6 wird durch 
nachbarliche Zustimmung des Eigentümers des 
Grundstücks Wilhelmshöher Allee ermöglicht. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

17.2 
17.4 

Ein- und Ausfahrten Friedrichsstraße 
14 u. 22 

Die Begründung wird bezüglich der Sichtdreiecke 
unter 4.2 ergänzt. Die Begründung 4.2 wird be-
züglich der rückstaufreien Ausführung der Zu-
fahrt Friedrichsstraße 14 ergänzt. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

18.3 Hinweis TA Lärm Die Festsetzung Nr. 3.4 wird berichtigt. Die Be-
gründung 5.5.2 wird entsprechend geändert.  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

18.4 Festsetzung 3.3 Die Festsetzung Nr. 3.3 wird redaktionell berich-
tigt, jedoch nicht ergänzt. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

18.5 Luftreinhaltung Die Festsetzung Nr. 3.1 wird redaktionell berich-
tigt, es entfallen Satz 1 und 2. Die Begründung 
5.5.1 wird entsprechend aktualisiert. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

32.1 Zusätzliche Baumpflanzungen Die Pflanzpflicht wird auf 1 Baum je 400 m2 
Grundstücksfreifläche erhöht.  

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

32.2 Hinweis Grundwassermessstelle Die Begründung wird unter 2.6 redaktionell er-
gänzt. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Bebauungsplan Nr. I/14 Justizzentrum 2 am Brüder Grimm-Platz 

Liste der Änderungen nach Auslage gem. §3 Abs. 2 BauGB vom 
21.02.-23.03.2011 

1. In der Fläche für Gemeinbedarf – Justizzentrum wird das Baufenster F zur Klarstellung 
mit 16 m Bautiefe vermaßt. 

2. Die Festsetzung durch Text Nr. 2.2 wird zur Klarstellung wie folgt ergänzt: „Auf den Flä-
chen für Stellplätze „St1“ und „St2“ gilt die Pflicht zur Baumpflanzung gemäß Stellplatz-
satzung der Stadt Kassel in Zusammenhang mit ebenerdigen Stellplatzanlagen mit den 
nach Nr. 4.1 und 8.1 zu erhaltenden und zu pflanzenden Bäumen als erfüllt.“ 

3. Die Festsetzung durch Text Nr. 2.3 wird zur Klarstellung wie folgt ergänzt: „Es gilt die 
Stellplatzsatzung der Stadt Kassel.“ 

4. Die Festsetzung Nr. 3.1 wird redaktionell berichtigt, es entfallen Satz 1 und 2. Die Be-
gründung 5.5.1 wird entsprechend aktualisiert. 

5. Die Festsetzung Nr. 3.4 letzter Satz wird wie folgt berichtigt: „Nach Punkt 7.2 der Techni-
schen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) können für seltene Ereignisse höhere 
Beurteilungspegel auftreten.“ Die Begründung 5.5.2 „Lärmschutz“ wird entsprechend be-
richtigt. 

6. In der Festsetzung durch Text Nr. 8.1 wird die Pflanzpflicht je angefangene 400 m2 statt 
700 m2 Grundstücksfreifläche festgesetzt. 

7. Der Plan wird unter Hinweise „Heilquellenschutzgebiet“ und die Begründung unter Nr. 
2.2.4 zu den Vorgaben und zulässigen Bohrtiefen aktualisiert. 

8. Die Begründung 2.6 wird um den Hinweis auf die Grundwassermessstelle auf dem Grund-
stück Brüder Grimm-Platz 1 ergänzt. 

9. In der Begründung 4.2 „Erschließung und Verkehr“ wird ergänzt, dass im Bereich der Ein- 
und Ausfahrten Friedrichsstraße 14 und 22 wegen der Gefährdung der Fußgänger und 
des Radverkehrs die erforderlichen Sichtdreiecke zu berücksichtigen sind. Zur Vermei-
dung von Rückstau einfahrender Fahrzeuge ist die Toranlage Friedrichsstraße 14 so her-
zustellen, dass sich wartende Fahrzeuge vor der Schranke der Zufahrtskontrolle auf pri-
vatem Grund aufstellen können. 

10. In der Begründung 5.1.1 wird der Hinweis auf die vorliegende nachbarliche Zustimmung 
zu einer möglichen Überlagerung der Abstandsflächen zwischen den Baufenstern A und B 
und dem Gebäudebestand auf dem Grundstück Wilhelmshöher Allee 6 ergänzt. 
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1 Allgemein  

1.1 Anlass und Ziele des Bebauungsplans 

Das Land Hessen plant die Zusammenlegung von drei Fachgerichten in der Stadt 
Kassel. Am Brüder-Grimm-Platz soll durch eine bauliche Erweiterung des Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshofs ein Justizzentrum für weitere Gerichte entstehen. 
Der Hessische Verwaltungsgerichtshof (VGH), das Verwaltungsgericht (VG) und 
das Sozialgericht (SG) sollen zu einem Justizzentrum zusammengelegt werden.  

In einer Machbarkeitsstudie wurde seitens des Landes Hessen zuvor der Bereich 
am Brüder-Grimm-Platz als geeigneter Standort ermittelt.  

Über ein zweiphasiges städtebauliches Gutachten wurde in dieser städtebaulich 
prominenten Lage am Brüder-Grimm-Platz ein geeigneter Entwurf gefunden, der 
dem aufzustellenden Bebauungsplan zugrunde gelegt wird (Erläuterung zum Auf-
stellungsbeschluss). 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel hat am 22.02.2010 die Auf-
stellung eines Bebauungsplans zur planungsrechtlichen Sicherung des Ausbaus 
und der Erweiterung des vorhandenen Gerichtsstandortes zum Justizzentrum 2 
des Landes Hessen beschlossen (Beschluss Nr. 101.16.1587). 

1.2 Planverfahren 

Da der Bebauungsplan der Innenentwicklung und Nachverdichtung dient, wird er 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Entsprechend ent-
fallen Umweltprüfung, Umweltbericht, zusammenfassende Erklärung und Monito-
ring. 

Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, 
gelten im Sinne von § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als erfolgt und zulässig. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich. 

Mit einem Geltungsbereich von ca. 1,4 ha wird der Schwellenwert gemäß § 13a 
Abs. 1 BauGB für die zulässige Grundfläche von 20.000 m2 nicht erreicht. Es 
werden keine Schutzgüter gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB beeinträchtigt. Das 
geplante Vorhaben ist nicht in Anlage 1 Nr. 18 UVPG aufgeführt. 

1.3 Lage und räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 1,4 ha liegt in der Gemarkung Kassel, 
Flur 9. Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 

- Im Norden durch die Straße Königstor; 

- im Nordosten durch die Friedrichsstraße; 

- im Südosten durch den Brüder-Grimm-Platz; 
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- im Süden durch die Wilhelmshöher Alle; 

- im Westen durch die westlichen Parzellengrenzen der Flurstücke 270/5 (Wil-
helmshöher Allee 8), 289/14, 285/2 (Wilhelmshöher Allee 2-4) und 280/3 
(Königstor 1A). 
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2 Planungsrechtliche Rahmenbedingungen 

2.1 Kommunale und regionale Entwicklungsplanung  

2.1.1 Regionalplan Nordhessen (RPN 2009), Land Hessen 

Der aktuelle Regionalplan stellt die Fläche als Vorranggebiet Siedlung Bestand 
dar. 

2.1.2 Flächennutzungsplan (FNP 2007), Zweckverband Raum Kassel 

Der Flächennutzungsplan 2007 stellt im Geltungsbereich „Kerngebiet“ und für 
den bestehenden Verwaltungsgerichtshof „Fläche für den Gemeinbedarf, 
Zweckbestimmung Öffentliche Verwaltungen“ dar. 

In der Friedrichsstraße ist eine Hauptwasserleitung eingezeichnet. Westlich an 
das Plangebiet angrenzend ist ebenfalls eine Fläche für den Gemeinbedarf für 
das Areal der Städtischen Werke AG eingetragen. 

 

 

Flächennutzungsplan 2007 (Ausschnitt) 

 

2.1.3 Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan (2007) 

Der Geltungsbereich liegt im Landschaftsraum Nr. 116 des Landschaftsplans 
(Innenstadt mit Randlagen), der als „durch sehr hohe Bau- und Nutzungsdichte 
und eine Mischung aus Handel, Dienstleistungen und Wohnen geprägter zentra-
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ler Bereich der Stadt mit lokalen bis überregionalen Zentrumsfunktionen“ cha-
rakterisiert wird. Im Plangebiet sind folgende Schutzziele dargestellt: 

- Hochverdichtete und zu starker Überwärmung neigenden zentrale Bereiche 
der Innenstadt: Durchführung von Entsiegelungs- und Begrünungsmaß-
nahmen im öffentlichen und privaten Bereich, wo immer möglich und 
sinnvoll; insbesondere Freiflächen, Fassaden und Dächer öffentlicher Ge-
bäude, Verkehrsrestflächen, etc. (10166 S). 

2.1.4 KEP-Zentren (2007), Zweckverband Raum Kassel  

Die Grundstücke und Nutzungen an der Friedrichsstraße und am Königstor lie-
gen gemäß Darstellung des kommunalen Entwicklungsplans "Zentren" im Be-
reich „City/Ergänzungsbereich“. Dieser Bereich hat die Aufgabe, die City soweit 
erforderlich zu entlasten und zu ergänzen, in der Funktion vergleichbar einem 
Stadtteilzentrum. Für den Einzelhandel bestehen keine Einschränkungen bezo-
gen auf Sortimente und Verkaufsfläche. 

2.1.5 Gesamtverkehrsplan GVP (ZRK 2002)/Verkehrsplanerische Untersuchung 
Nord-Süd-Verbindungsstraße (Brilon-Bondzio-Weiser 2005) 

In der Verkehrsplanerischen Untersuchung der Nord-Süd-Verbindungsstraße 
wird für die Wilhelmshöher Allee eine Belastung von 24.900 Kfz/24h in 2004 
angegeben. 

2.2 Schutzgebiete 

2.2.1 Denkmalschutz 

Die Gebäude Brüder-Grimm-Platz 1 (Torwache) und Friedrichsstraße 20 sind als 
Kulturdenkmale in die Denkmaltopografie Kassel Stadt eingetragen.  

2.2.2 UNESCO Weltkulturerbe 

Der Bergpark Wilhelmshöhe befindet sich auf der Tentativliste zur Aufnahme in 
die Liste des UNESCO-Weltkulturerbes. Der Weltkulturerbe-Bereich besteht aus 
einer Kernzone und einer Pufferzone, die die Kernzone zum Schutz der Kultur-
denkmale umgibt. Das Plangebiet grenzt an die Wilhelmshöher Allee, die der 
Pufferzone angehört. 

Eingriffe in die Pufferzone wie z. B. Neubaumaßnahmen müssen bezüglich ihrer 
Verträglichkeit mit den denkmalschutzrelevanten Belangen des zukünftigen 
Weltkulturerbes betrachtet werden, um die angestrebte Aufnahme in die UNES-
CO-Weltkulturerbeliste nicht zu gefährden.  

In diesem Zusammenhang spielt die Torwache als stadtgestalterisch markanter 
Ausgangspunkt der Wilhelmshöher Allee und auch in der Fernsicht vom Berg-
park aus eine herausragende Rolle. Darüber hinaus ist die Sicherung und 
Vervollständigung der Baufluchten an der Wilhelmshöher Allee von Belang. 
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2.2.3 Schutzgebiete Natur und Landschaft 

Der Ahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Verwaltungsgerichtshofes 
Brüder-Grimm-Platz 3 ist als Naturdenkmal ausgewiesen. 

2.2.4 Heilquellenschutzgebiet 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 – 
äußere Schutzzone – des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 
2634) amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich aner-
kannte Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“, Gemarkung Wahlershausen der Stadt 
zu Gunsten der Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vorgaben der Heil-
quellenschutzgebietsverordnung sind bei der weiteren Planung und der späteren 
Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in 
den Untergrund eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung. 

2.3 Satzungen 

Es gilt der Fluchtlinienplan der Stadt Kassel. 

Der Bebauungsplan Nr. 1 „Mitte“ vom 25.10.1985 grenzt an das Plangebiet an. 

Für das Plangebiet ist die "Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung 
von Stellplätzen oder Garagen und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahr-
räder für das Gebiet der Stadt Kassel" in der jeweils gültigen Fassung maßgeb-
lich. Die zur Zeit gültige Fassung vom 01.03.2004 sieht die Herstellung von 1 
Laubbaum je 6 Stellplätze vor. 

Für die Erhaltung und Neupflanzung von Bäumen im Plangebiet ist die Baum-
schutzsatzung der Stadt Kassel in der jeweils gültigen Fassung maßgeblich. 
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2.4 Städtebauliches Gutachterverfahren 

Ende 2009/Anfang 2010 wurde vom Land Hessen Hessisches Immobilienmana-
gement (HI) und Hessisches Baumanagement (hbm) ein zweistufiges 
städtebauliches Gutachterverfahren für das Erweiterungsvorhaben Justizzent-
rum 2 durchgeführt. Drei Planungsbüros wurden beauftragt, ein 
„überzeugendes städtebauliches, freiraumplanerisches und hochbauliches Kon-
zept“ (Erläuterung, hbm 2009) zu erarbeiten, das erhaltenswerten Bestand und 
Neubau in Einklang bringt. 

Aufgabe war es, mit dem Gesamtkonzept für die neuen Gerichtsgebäude sollte 
ein städtebaulicher Missstand – Parkdeck und Baulücke – an der Wilhelmshöher 
Allee in unmittelbarer Nachbarschaft des Brüder-Grimm-Platzes mit seinen his-
torischen Torwachthäusern und Museumsbauten zu überwinden. Der geplante 
Neubau muss sich in seiner Struktur und Nutzung harmonisch und ohne Belas-
tung in das Wohnumfeld und in den denkmalgeschützten Baubestand einfügen 
in solcher Weise, dass ein städtebaulich und architektonisch vorbildliches Ge-
samtensemble und qualitativ hochwertiges Gebäude entsteht. Das 
Raumprogramm umfasst unter Einbeziehung der Bestandsflächen ca. 6.100 m2 
HNF. (Erläuterung, hbm 2009) 

In der 2. Bearbeitungsstufe wurde einer der drei Entwürfe weiter konkretisiert 
und zur Umsetzung vorgeschlagen.  

Er sieht drei gegliederte Neubaukörper vor, die die städtebaulich bedeutsame 
Bauflucht an der Wilhelmshöher Allee weiterführen, ausreichend Abstand von 
der Torwache halten und im Block-Innenbereich genügend Freiraum zur Gestal-
tung eines „Gerichtsparks“ geben. 

Der Baukörper an der Wilhelmshöher Allee erhält drei Vollgeschosse und ein 
zurückspringendes Staffelgeschoss. Die entstehende Attika orientiert sich an 
der Traufhöhe der Torwache; die Gebäudeoberkante bleibt unter der Firsthöhe 
der Torwache. Die Baukörper erhalten begrünte oder mit Solaranlagen bestück-
te flach geneigten Dächer. Die Verbindung zwischen dem Neubau und dem 
bestehenden VGH-Gebäude schafft ein stark verglaster, als Brücke ausgebilde-
ter Verbindungstrakt.  

Unter den rückwärtigen Baukörpern sind ebenerdig ca. 100 Pkw-Stellplätze an-
geordnet, die über die Durchfahrt im Gebäude Friedrichsstraße 14 angefahren 
werden. Weitere 25 Pkw-Stellplätze bestehen bereits im Hof des VGH. Von der 
alten Mauer zwischen Torwache und „Schnuddelplatz“ erstreckt sich der geplan-
te „Gerichtspark“ unter dem Verbindungstrakt bis an die rückwärtige 
Grundstücksgrenze. Der Entwurf gibt für Bestand und Neubau folgende Kenn-
werte an: 

 Überbaute Fläche GR: 3.367 m2 

 Überbaute Fläche einschließlich Stellplätze und Zufahrten: 5.685 m2 

 Geschossfläche in Vollgeschossen: 10.899 m2 

 GRZ/GFZ: 0,81/1,56 
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Justizzentrum 2, Lageplan 

 
Ansicht Wilhelmshöher Allee 
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2.5 Schalltechnisches Gutachten 

Zur Überprüfung der zu erwartenden Lärmimmissionen nach Errichtung des Jus-
tizzentrums 2 wurde das Ingenieurbüro Prof. Dr. Beckenbauer part of Dekra 
Industrial GmbH, Bielefeld, mit einer Prognose von Schallimmissionen, Gutach-
ten Nr. 553003137 vom 29.06.2010 (7) beauftragt. 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die durch die Planung 
verursachten Lärmemissionen (Parkplätze, Anlieferverkehr) und die bestehen-
den Lärmbelastungen (Straßen- und Schienenverkehr) untersucht und 
dargestellt. 

2.5.1 Lärmbelastungen durch die Planung 

Bezüglich des Gewerbelärms wird das Plangebiet nach den Immissionsrichtwer-
ten der TA-Lärm für Kerngebiete beurteilt. Danach ist der zulässige 
Immissionsrichtwert IRW tags (6:00-22:00 Uhr) 60 dB(A) und nachts (22:00-
6:00 Uhr) 45 dB(A). Die Vorbelastung durch vorhandenen Gewerbelärm wird 
pauschal mit einem Abschlag von -6 dB(A) tags berücksichtigt. Der maximal 
zulässige Spitzenpegel Lmax, zul. ist tags 90 dB(A) und nachts 65 dB(A). 

Die Beurteilungspegel wurden für die Immissionspunkte IP1-IP5 (IP1: Fried-
richsstraße 12 rückwärtiges Gebäude, IP2: oberhalb der Durchfahrt 
Friedrichsstraße 14 zu den Pkw-Stellplätzen, IP3: Friedrichsstraße 18 Rückseite, 
IP4: Friedrichsstraße 19 Straßenseite, IP5: nordwestlich der Pkw-Stellplätze der 
Städtischen Werke AG) berechnet. 

Für die Pkw-Stellplätze wurden für das Justizzentrum je Stellplatz durchschnitt-
lich 3 An- und Abfahrten täglich, d. h. 125x6=750 Parkbewegungen (25 Pkw-
Stellplätze für den Bereich „St1“, 100 Pkw-Stellplätze für den Bereich „St2“) 
und für die Städtischen Werke je Stellplatz 4 Parkbewegungen täglich, d. h. 
48x4=192 Parkbewegungen zur Tagzeit angenommen.  

Aus den vorgenannten Beurteilungskriterien und Eingangsdaten errechnet das 
Gutachten an den IP1-5 Beurteilungspegel von Lr 43,9 - 53,2 dB(A) tags und 
38,8 – 43,9 dB(A) nachts. Damit werden die Immissionsrichtwerte für Kernge-
biet weder tags noch nachts überschritten. 

Die Spitzenpegel werden jedoch an den IP2 (Durchfahrt Friedrichsstraße 14) 
und IP4 (Friedrichsstraße 19) zur Nachtzeit um 5 bzw. 3 dB(A) überschritten. 

2.5.2 Lärmbelastungen durch Straßenverkehr 

Die Orientierungswerte für Verkehrslärm gemäß DIN 18005 Teil 1 sind für 
Kerngebiet tags 65 dB und nachts 55 dB. Der Verkehrslärmberechnung liegen 
die Querschnittsdaten aus den Verkehrszählungen und –Prognosen Quelle (8) 
und (9) zugrunde. 

Die Schallimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr wurden mit einer 
Ausbreitungsberechnung für die angrenzenden Straßenräume und den Block-
Innenbereich dargestellt. 
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Im Plangebiet ergeben sich an den Außenfassaden zur Friedrichsstraße und zur 
Wilhelmshöher Allee Beurteilungspegel von 65–72 dB(A) tags und 55–60 dB(A) 
nachts. Im Block-Innenbereich liegen die Beurteilungspegel bei 45–60 dB(A) 
tags und 35–50 dB(A) nachts.  

Die Orientierungswerte der DIN 18005 Teil 1 für Kerngebiet werden an den Au-
ßenfassaden zu öffentlichen Straßen in einigen Bereichen zur Tages- und 
Nachtzeit überschritten. Im Block-Innenbereich werden die Orientierungswerte 
nicht überschritten. 

2.5.3 Schallschutzmaßnahmen und einzuhaltende Randbedingungen 

- Die errechneten Beurteilungspegel gelten für die angenommene Parkplatz-
Frequentierung. Höhere Parkplatzwechselraten führen zu erhöhten Beurtei-
lungspegeln. Mit dem Betrieb der Schrankenanlagen ist eine Überprüfung 
der angesetzten Frequentierung möglich.  

- Zur Einhaltung der maximal zulässigen Spitzenpegel nachts sollten aus-
schließlich die Pkw-Stellplätze im Hof des VGH genutzt werden. 
Ausgenommen davon sind die 4 nordöstlichsten direkt an der Friedrichs-
straße angeordneten Stellplätze. 

- Für den Anlieferverkehr des Justizzentrums wurde von vereinzelten Fahrten 
mit Lieferwagen ausgegangen. Eine Anlieferung zur Nachtzeit sollte ausge-
schlossen werden. 

- Die Aufstellung von haustechnischen Anlagen ist im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens zu prüfen. 

- Entsprechend den ermittelten Beurteilungspegeln der Lärmimmissionen aus 
öffentlichem Straßenverkehr werden für verschiedene Fassadenabschnitte 
von Neu- und Ersatzbauten im Planbereich die erforderlichen Schalldämm-
maße von Außenbauteilen gemäß DIN 4109 Tab. 8 angegeben. 

2.6 Sonstige Planungsvorgaben und Hinweise 

2.6.1  Altstandorte 

Das Grundstück Friedrichsstraße 14 ist in der Altflächendatei des Landes Hessen 
unter Nr. 611.000.011-000.076 als Altfläche erfasst.  

Von den 1930er bis Anfang der 1970er Jahre befand sich hier die Kasseler 
Borgward-Vertretung mit Kfz-Verkauf und Instandsetzung. Parallel wurde von 
1955 bis 1962 eine Tankstelle betrieben (Verkaufsraum bis heute in der Gebäu-
dedurchfahrt von der Friedrichsstraße erhalten). Von Anfang der 1960er Jahre 
bis 1970 wurde ein Kfz-Handel Bürmann betrieben. Im Anschluss nutzte die 
Kohlenhandlung Senker das Gelände bis 1981. Danach bis in die 1990er Jahre 
hatte die Firma Spohrs Gartenbau hier ihr Büro und Bauhof. Dazu gehörte auch 
eine Eigenbedarfstankstelle mit oberirdischem Tank. 

Im Zuge eines Eigentümerwechsels wurden erstmals in 1998 Untersuchungen 
des Untergrundes vorgenommen. In einzelnen Bereichen, in denen mit 
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Schmierstoffen, Betriebsstoffen und Lösungsmitteln umgegangen wurde, konn-
ten Kontaminationen festgestellt werden, jedoch nicht in sanierungsrelevanten 
Größenordnungen. Bei den in der Bodenluft unter der Reparaturhalle gefunde-
nen LHKW entschloss man sich zu einer kleinen Sanierung mittels Absaugen 
und Abreinigen 1999 [...] 

Grundwasseruntersuchungen wurden bislang noch nicht vorgenommen. Die Un-
tere Wasserbehörde der Stadt Kassel beabsichtigt im Rahmen ihres 
systematischen Grundwasserüberwachungsprogramms, in diesem 2010 eine 
Grundwassermessstelle südlich des Grundstücks Friedrichsstraße 14 auf dem 
Justizgelände zu errichten. (Regierungspräsidium Kassel, Dezernat 31.5 Altlas-
ten, Bodenschutz, Schreiben vom 15.03.2010) 

Die Untere Wasserbehörde hat im Rahmen des Grundwasserüberwachungspro-
gramms im Jahr 2010 eine Grundwassermessstelle auf dem Grundstück Brüder-
Grimm-Platz 1 errichten lassen. Die Analyseergebnisse der Beprobung zeigen 
geringfügige Belastungen des Grundwassers mit Schadstoffen. Der abschließen-
de gutachterliche Bericht mit Bewertung der Ergebnisse steht noch aus. 

Für folgende Grundstücke bestehen Anhaltspunkte einer schädlichen Bodenver-
änderung: Wilhelmshöher Allee 6, Nutzung 1906-1925 durch chemische 
Fabrik/Großhandlung (Kaysan&Wagner); Wilhelmshöher Allee 8, Nutzung 1906-
1992 durch Buchbinderei (Ritzmann/Breidenbach). 

Für diese Grundstücke kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei Arbeiten im 
Untergrund nutzungsspezifische Verunreinigungen angetroffen werden (Stadt 
Kassel, Umwelt- und Gartenamt, Sachgebiet Altlasten und Schadensfälle, 
Schreiben vom 31.03.2010). 

2.6.2 Bombenabwurfgebiet 

Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden 
Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem Bomben-
abwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss grundsätz-
lich ausgegangen werden.  

In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingrei-
fende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 4 m durchgeführt wurden 
sowie bei Abbrucharbeiten sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf 
Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag des Oberbodens) vor Beginn der ge-
planten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen boden-
eingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-ge-
stützte Datenaufnahme erfolgen [...] 

Westlich an das Plangebiet angrenzend wurde mit einer Luftbilddetailauswer-
tung ein Verdachtspunkt ermittelt, der auf einen möglicherweise noch 
vorhandenen Bombenblindgänger hinweist (Punkt Nr. 289, Flurstück 278/1, Kö-
nigstor 3). 

Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst, Luisenplatz 2, 64278 
Darmstadt, www.rp-darmstadt.hessen.de. 



Bebauungsplan I/14 Justizzentrum 2 am Brüder-Grimm-Platz                          Begründung 

 

 

 
Köpping Architektur+Planung • Juni 2011            15 

3 Bestandsaufnahme und Analyse  

3.1 Baulicher Bestand und Nutzungen 

3.1.1 Torwache und Hessischer Verwaltungsgerichtshof 

Die dreigeschossige klassizistische Torwache bildet mit ihrem Gegenüber Brü-
der-Grimm-Platz 6 das Wilhelmshöher Tor, das den Beginn der städtebaulichen 
Achse Wilhelmshöher Allee Richtung Schloss markiert. Die Wachhäuser wurden 
1805/06 nach einem Entwurf von H. C. Jussow im Rohbau errichtet, jedoch 
während der französischen Besetzung Kassels 1806-13 zunächst nicht ausge-
baut. In der nördlichen Torwache wohnten im 2. Obergeschoss zeitweilig die 
Brüder Grimm.  

Ein paar Meter weiter ist an der Wilhelmshöher Allee der so genannte „Schnud-
delplatz“, ein durch Steinbalustrade gefasster Freisitz, erhalten geblieben. Eine 
Gartenmauer mit Eisentor verbindet Freisitz und Torwache und lässt Einblicke in 
den Gerichtsgarten zu. 

Die nördliche Begrenzung des ursprünglich sechseckig geplanten Brüder-
Grimm-Platzes bildete das Fürstenhaus, das zwischen 1803 und 1806 entstand 
und kurfürstlichen Wohnzwecken diente. Das Gebäude grenzte direkt an die 
Torwache an und war mit ihr durch ein Treppenhaus verbunden (tlw. aus: (1) 
Denkmaltopographie Kassel II S. 174 und (2) Die Bau- und Kunstdenkmäler im 
Regierungsbezirk Cassel, A. Holtmeyer S. 127ff,  S. 417f). 

An gleicher Stelle wurde 1952 das 3-geschossige Verwaltungsgerichtsgebäude 
errichtet, in dessen Flächennutzung die Torwache integriert ist. Der Portikus der 
Torwache ist repräsentativer, jedoch nicht genutzter Eingang des Verwaltungs-
gerichtshofes. 

Hinter dem Hauptgebäude des Verwaltungsgerichtshofes am Brüder-Grimm-
Platz befindet sich eine 2-geschossige „Remise“, in der die EDV-Verwaltung und 
ähnliche Nutzungen untergebracht sind. Zusammen umfassen die beiden Ge-
richtsgebäude ca. 3.375 m2 Geschossfläche und ca. 2.500 m2 Hauptnutzfläche. 
Im Hof zwischen diesen beiden Gebäuden sind aktuell ca. 40 Pkw-Stellplätze 
angeordnet. 

3.1.2 Blockrandbebauungen 

Die Blockränder zur Wilhelmshöher Allee, Friedrichsstraße und zum Königstor 
sind im Plangebiet durch geschlossene 4- bis 5-geschossige Bebauung gefasst. 
Die Gebäude wurden bis auf das unter Denkmalschutz stehende Haus Fried-
richsstraße 20 nach dem 2. Weltkrieg errichtet. Letzteres stammt aus den 
Jahren 1866/67 und wurde im 2. Weltkrieg nur wenig beschädigt. 

Die Gebäude werden heute entsprechend der innenstadtnahen Lage überwie-
gend gemischt genutzt durch Wohnen und Büros in den oberen Geschossen 
sowie Gewerbe und Einzelhandel in den Erdgeschossen. Das Gebäude Wil-
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helmshöher Allee 6 wird komplett durch eine Wohnungsbaugesellschaft vermie-
tet.  

In Folge der gewerblichen Nutzungen sind die Grundstücke im rückwärtigen Be-
reich weitgehend mit Werkstattgebäuden, Lagern und Stellplätzen überbaut. Es 
werden im Bestand teilweise hohe Dichtewerte von GRZ 1,0 (einschließlich 
Stellplätzen und Zufahrten) und GFZ 3,0 erreicht. Vegetationsflächen und 
Baumstandorte sind nur in geringem Umfang vorhanden. 

 

Grundstück Größe m2 Bebauung 
m2 

GRZ (nur 
Gebäude) 

GRZ  GFZ 

Königstor 1A 775 432 0,56 1,0 1,54 

Königstor 1 310 249 0,80 1,0 2,97 

Friedrichsstraße 12 623 403 0,65 1,0 2,07 

Friedrichsstraße 14 308 178 0,58 1,0 2,12 

Friedrichsstraße 16 645 495 0,77 1,0 2,38 

Friedrichsstraße 18 555 376 0,68 0,95 1,92 

Friedrichsstraße 20 457 209 0,46 0,9 1,83 

Wilhelmshöher Allee 6 375 193 0,51 0,8 1,24 

Wilhelmshöher Allee 8 408 308 0,75 1,0 2,56 

VGH und Torwache 3844 1292 0,34 0,65 0,91 

Block-Innenbereich 
(Parkdecks, Lager und 
Werkstätten) 

5138 3763 0,73 0,98  

Grundstücks- und Dichtewerte Bestand 

 

Die historische Bauflucht an der Wilhelmshöher Allee ist im Bereich zwischen 
Torwache und dem Haus Nr. 6 unterbrochen, da sich hier statt einer Randbe-
bauung ein – zusätzlich gegen die Straßenflucht leicht gedrehtes - Parkdeck 
befindet. 

3.1.3 Block-Innenbereich 

Der Innenbereich des Plangebietes ist großflächig mit Parkdecks, Zufahrten und 
Werkstattgebäuden überbaut. In den beiden 2-geschossigen Parkdecks waren 
ca. 175 Pkw-Stellplätze für Mitarbeiter der Städtischen Werke AG und des VGH 
untergebracht. Sie wurden für das geplante Bauvorhaben bereits abgerissen.  

3.1.4 Angrenzende Nutzungen 

Westlich an das Plangebiet grenzt das Betriebsgelände der Städtischen Werke 
AG, das den gesamten Block-Innenbereich vom Königstor bis zur Wilhelmshö-
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her Allee überzieht und der Verwaltungsnutzung dient. Gemäß einem Konzept 
der Städtischen Werke AG zur Neuordnung der Stellplätze am Standort Königs-
tor von 2009 sollen die entfallenden Parkdeck-Stellplätze sollen durch 55 
ebenerdige Stellplätze im westlichen Randbereich des Plangebietes ersetzt wer-
den. 

3.1.5 Grenzbebauungsrechte 

Auf den Flurstücken 289/12, 13 und 16 besteht ein Grenzbebauungsrecht zu-
gunsten des Flurstückes 289/17 (Wilhelmshöher Allee 2-4). 

3.2 Erschließung und Verkehr 

3.2.1 ÖPNV 

Entsprechend seiner innenstadtnahen Lage ist das Plangebiet bestens durch 
öffentliche Verkehrsmittel erschlossen. Die nächstgelegene Haltestelle Rathaus 
mit den Tram-Linien 1-6, 8 und 9 liegt in ca. 100 m Entfernung. 

In der Straßenmitte der Wilhelmshöher Allee befindet sich der Bahnkörper der 
Tram-Linien 1, 3 und 4, die mit Taktzeiten zwischen 15 und 30 Minuten verkeh-
ren. 

3.2.2 Individualverkehr 

Es besteht keine öffentliche Durchwegung des Plangebietes.  

In der Verkehrsplanerischen Untersuchung Nord-Süd-Verbindungsstraße (Bri-
lon-Bondzio-Weiser 2005) wird für die Wilhelmshöher Allee eine Belastung von 
24.900 Kfz/24h in 2004 angegeben.  

Wichtige Zufahrten in das Plangebiet bestehen im Bereich Wilhelmshöher Allee 
4 und 6 (zu den inzwischen stillgelegten Parkdecks), in den Hofbereich des VGH 
(Friedrichsstraße 22) sowie in den nördlichen Block-Innenbereich (Friedrichs-
straße 14). Die beiden letztgenannten Zufahrten werden in geringem Umfang 
auch für die Anlieferung genutzt. 

3.2.3 Parken 

Die Bestandssituation war bis zum Beginn der Abbrucharbeiten der Parkdecks 
gekennzeichnet von hohem Flächenverbrauch insbesondere im Block-
Innenbereich für die notwendigen Pkw-Stellplätze der Justizverwaltung und der 
Städtischen Werke AG. Etwa 65 Stellplätze sind Arbeitsplätzen außerhalb des 
Plangebietes zugeordnet (Städtische Werke AG). Die hohe Zahl der Stellplätze 
in Zusammenhang mit den kleineren gewerblichen und Wohnnutzungen an den 
Blockrändern führen zu einer teilweise vollständigen Versiegelung der Grund-
stücksfreiflächen (siehe 3.1.3). Abgesehen von den 2-geschossigen Parkdecks 
sind die Stellplätze ebenerdig angeordnet. 
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Beschreibung Zuordnung Anzahl  

Parkdeck Wilhelmshöher Allee 4 Justizverwaltung 110 

Hof Verwaltungsgerichtshof Justizverwaltung 40 

Parkdeck Wilhelmshöher Allee 6 Städtische Werke 65 

Privatgrundstücke Wohnen, Gewerbe 65* 

Pkw-Stellplätze Bestand - *ungefähre Anzahl, Ermittlung aus Luftbild 

3.2.4 Wegerechte 

Auf den Flurstücken 289/12, 13 und 16 besteht ein Geh- und Wegerecht zu-
gunsten des Flurstückes 289/17 (Wilhelmshöher Allee 2-4). Dies stellte den 
seitlichen Zugang und die Zufahrt zur unteren Ebene des inzwischen außer Be-
trieb genommenen Parkdecks sicher. 

Auf dem Flurstück 283 (Friedrichsstraße 14) besteht ein Wegerecht als Grund-
dienstbarkeit zugunsten des geplanten Baugrundstücks des Justizzentrums. 
Damit wird die Zufahrt zu den Stellplätzen des Justizzentrums im Block-
Innenbereich durch die Toreinfahrt des privaten Gebäudes Friedrichsstraße 14 
gesichert. Bereits im Bestand dient diese Zufahrt den im Innenbereich angesie-
delten Gewerbenutzungen und Stellplätzen. 

3.2.5 Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet grenzt dreiseitig an öffentliche Straßen und ist daher voll er-
schlossen. In der Friedrichsstraße befindet sich eine Hauptwasserleitung.  

3.3 Naturraumpotenziale 

3.3.1 Boden 

Die Bodennutzung ist von einem hohen Versiegelungsgrad (89%) gekennzeich-
net, wovon ein Drittel der Fläche für Stellplätze und Zufahrten versiegelt ist. 
Diese Flächen sind überwiegend asphaltiert. Durch den großen Anteil an versie-
gelten und überbauten Flächen ist davon auszugehen, dass die Prozesse der na-
türlichen Bodenfunktionen nur noch eingeschränkt oder gar nicht mehr stattfin-
den können (12.004 m2, geringe Bewertung). 

Die Vegetationsflächen bestehen durchweg aus strukturarmen Hausgärten. Auf 
diesen Flächen sind die natürlichen Bodenfunktionen durch intensive Nutzung 
und Teilversiegelung gestört (1.431 m2, mittlere Bewertung). 
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Bodennutzung Fläche m2 Anteil %  

Gebäude 8.095 60% 

Versiegelte Flächen (Stellplätze, Zufahrten etc.) 3.909 29% 

Vegetationsflächen 1.431 11% 

Geltungsbereich 13.435 100% 

Bodennutzung Bestand 

Zwischen der Wilhelmshöher Allee und dem Block-Innenbereich besteht ein Hö-
henversprung von ca. 3,50 m. 

Im Plangebiet befinden sich Altstandorte (Verdachts- und Sanierungsflächen, 
siehe 2.6.1). Die durch die starke Oberflächenversiegelung gestörten Boden-
funktionen werden durch die Bodenverunreinigungen zusätzlich beeinträchtigt 
(geringe Bewertung). 

Das Plangebiet befindet sich in einem Bombenabwurfgebiet (siehe 2.6.2). 

3.3.2 Wasser 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. 

Alle versickerungsfähigen Vegetationsflächen tragen hinsichtlich Wasseraufnah-
me und -speicherung zum natürlichen Wasserhaushalt bei (1.431 m2, hohe 
Bewertung). 

Die versiegelten und bebauten Flächen sind vollständig dem natürlichen Was-
serhaushalt entzogen und für das Potenzial Wasser ohne Wert. Es sind keine 
wasserspeichernde Dachbegrünungen vorhanden (12.004 m2, geringe Bewer-
tung). 

3.3.3 Luft und Klima 

In der Fortschreibung und vertiefenden Klimauntersuchung des Zweckverban-
des Raum Kassel (Juli 1999) ist das Plangebiet als Überwärmungsgebiet der 
höchsten (3.) Stufe dargestellt. In der Klimabewertungskarte ist der Bereich in 
die Stufe 8 eingeordnet. Aufgrund der kumulierten Problemlage sollte von Nach-
verdichtungen abgesehen werden bzw. deren Verträglichkeit geprüft werden. 
Klimaökologische Sanierungsmaßnahmen zur Überwärmungsminderung, Durch-
lüftungsförderung und Emissionsminimierung sollten angegangen werden. 

Die Sanierungsmaßnahme Nr. 10166 S des Landschaftsplans zum Flächennut-
zungsplan (6) sieht für die hochverdichteten und zu starker Überwärmung 
neigenden zentralen Bereiche der Innenstadt die Durchführung von Entsiege-
lungs- und Begrünungsmaßnahmen im öffentlichen und privaten Bereich vor, 
wo immer möglich und sinnvoll; insbesondere Freiflächen, Fassaden und Dächer 
öffentlicher Gebäude, Verkehrsrestflächen, etc. 
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Das Plangebiet ist durch den hohen Versiegelungsgrad der Oberflächen, dem 
geringen Vegetationsanteil bioklimatisch und lufthygienisch ein belasteter 
Raum. Die versiegelten Flächen und Baukörper heizen sich bei sommerlichen 
Strahlungswetterlagen stark auf und bilden nach Sonnenuntergang aufgrund 
der lang anhaltenden Überwärmung einen thermischen Störfaktor (12.006 m2, 
geringe Bewertung).   

Die vorhandenen ebenerdigen Stellplatzflächen sind abweichend von den Vor-
gaben der Stellplatzsatzung der Stadt Kassel nicht mit Bäumen bepflanzt, so 
dass auf diesen asphaltierten Flächen die kleinklimawirksame Überschirmung 
fehlt. 

Die hohe Zahl der Pkw-Stellplätze im Block-Innenbereich (ca. 280) trägt durch 
die mit dem Parkverkehr verbundenen Emissionen zur Belastung des Kleinkli-
mas bei. 

Die von Baumkronen überschirmten Flächen (Baumstandorte im Justizgarten 
und Grundstück Wilhelmshöher Allee 6) haben in dem durch hohe Oberflächen-
versiegelung geprägten Gebiet eine hohe kleinklimatische Ausgleichswirkung 
(ca. 850 m2, hohe Bewertung). 

Die Vegetationsflächen, die nicht von Baumkronen überschirmt sind, haben in 
begrenztem Umfang günstige Wirkung auf das Kleinklima und tragen zur Ver-
meidung von Überwärmungstendenzen bei (581 m2, mittlere Bewertung). 

3.3.4 Vegetation und Fauna 

Zwischen den Gebäuden des VGH und den Parkdecks befindet sich mit dem Jus-
tizgarten eine Vegetationsfläche von ca. 1.200 m2. Sie ist mit 13 überwiegend 
Laubbäumen bestanden, die teilweise erhebliche Kronendurchmesser aufwei-
sen. Der mehrstämmige Ahorn ist als Naturdenkmal ausgewiesen. Die zweite 
nennenswerte Vegetationsfläche befindet sich hinter dem Gebäude Wilhelmshö-
her Allee 6. Beide Flächen sind strukturarme Hausgärten (1.431 m2, mittlere 
Bewertung).   

Insgesamt befinden sich im Plangebiet 18 Baumstandorte. Die standortheimi-
schen naturnahen Baum- und Gehölzbestände haben eine hohe stadtökologi-
sche Bedeutung (hohe Bewertung). 

Für die Erhaltung und Neupflanzung von Bäumen im Plangebiet ist die Baum-
schutzsatzung der Stadt Kassel in der jeweils gültigen Fassung maßgeblich. 

Bezüglich der Fauna im Plangebiet liegen keine Untersuchungen vor. Die vor-
handenen Vegetationsstrukturen bieten vorwiegend Lebensräume für Vögel, In-
sekten und Kleinsäuger.  

Die versiegelten und bebauten Flächen sind vegetationslos und bieten keinen 
nennenswerten Lebensraum für Tiere (12.004 m2, geringe Bewertung). 

3.3.5 Stadt- und Landschaftsbild 

Die unter Denkmalschutz stehende Torwache spielt im stadthistorischen und 
stadtgestalterischen Zusammenhang sowie in ihrer Bedeutung für die Wil-
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helmshöher Allee als Element der Weltkulturerbe-Pufferzone eine herausragen-
de Rolle (hohe Bewertung). 

Das Hauptgebäude des Verwaltungsgerichtshofes bildet die historisch maßstäb-
liche nördliche Begrenzung des Brüder-Grimm-Platzes und trägt damit zum 
Erhalt und zur Identität einer herausragenden stadthistorischen und stadtge-
stalterischen Situation bei (hohe Bewertung). 

Das Einzeldenkmal Friedrichsstraße 20 trägt zusammen mit dem Ensemble 
Friedrichsstraße 13-23 zum Erhalt des historischen Straßenbildes der Fried-
richsstraße bei (hohe Bewertung). 

Die geschlossene Randbebauung am Königstor und der Friedrichsstraße tragen 
zur homogenen Fassung der Straßenräume bei (mittlere Bewertung). 

Die fehlende Randbebauung Wilhelmshöher Allee 2-4 stellt eine Störung des 
Straßenbildes und in ihrer Wirkung auf die Pufferzone des zukünftigen Weltkul-
turerbes eine sanierungsbedürftige Situation dar (geringe Bewertung). 

Die Bebauung des Block-Innenbereiches mit Parkdecks, Lager- und Werkstatt-
gebäuden sowie der geringe Grünflächenanteil ist eine suboptimale 
Flächennutzung mit negativen Auswirkungen auf die angrenzenden Wohnnut-
zungen. Sie trägt nicht zur stadtgestalterischen Qualität bei (geringe 
Bewertung). 

3.3.6 Freiraumbezogene Erholung 

Öffentliche Grünflächen sind im Plangebiet nicht vorhanden. Der Anteil sonstiger 
für die Erholung nutzbare Freiflächen ist gering (geringe Bewertung). 

Die hohe Zahl der Pkw-Stellplätze im Block-Innenbereich (ca. 280) trägt durch 
die mit dem Parkverkehr verbundenen Emissionen zum geringen freiraumbezo-
genen Erholungswert bei (geringe Bewertung). 

Der Justizgarten steht als Grünfläche mit Baumstandorten der freiraumbezoge-
nen Erholung den Mitarbeitern der Justizverwaltung zur Verfügung (mittlere 
Bewertung). 

3.4 Zusammenfassende Wertung 

Die Werte, Potenziale und Konflikte der Bestandssituation lassen sich wie folgt 
zusammenfassen: 

- Sehr hohe Flächenversiegelung (89%) mit zusätzlichen Belastungen der 
Bodenfunktionen aus Altstandorten 

- aufgrund der hohen Versiegelung sehr ungünstige kleinklimatische und 
wasserökologische Situation (Überwärmungsgebiet Stufe 3) 

- Emissionsbelastung durch Parkverkehr aus ca. 280 Stellplätzen im Block-
Innenbereich 

- geringer Anteil an Vegetationsflächen, jedoch teilweise wertvoller Baumbe-
stand 
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- Torwache mit herausragender Bedeutung für Stadtgestalt, Stadthistorie und 
UNESCO-Weltkulturerbe 

- Parkdeck-Bebauung und Innenbereichsnutzung als städtebaulicher Miss-
stand. 

Bestandsplan Mai 2010 
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Wilhelmshöher Allee Nr. 6 und 
8 

 

Wilhelmshöher Allee 2 und 4, 
inzwischen abgerissenes Park-
deck 

 

Torwache mit „Schnuddelplatz“ 
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Nördliche Torwache 
 

 

Wilhelmshöher Tor, Torwachen 

 

Verwaltungsgerichtshof 
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Verwaltungsgerichtshof, Zu-
fahrt Friedrichsstraße 22 

 

Friedrichsstraße 

 

Durchfahrt Friedrichsstraße 14 
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Parkhaus Friedrichsstraße 9 

 

Königstor 

 

Block-Innenbereich 
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Ehemaliges Parkdeck Wil-
helmshöher Allee 4, im 
Hintergrund Torwache und 
Landesmuseum 

 

Justizgarten 
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4 Planungsziele 

4.1 Nutzungen und bauliche Entwicklung 

Übergeordnetes Ziel der vorliegenden Bauleitplanung ist es, die Standorterwei-
terung „Justizzentrum 2“ zu ermöglichen. Mit dem Bebauungsplan soll 
sichergestellt werden, dass die im Gutachterverfahren gefundene städtebaulich 
und gestalterisch hochwertige Lösung umgesetzt wird (Projektbeschreibung sie-
he Nr. 2.4). 

Durch die Reaktivierung kann ein ganzes Bündel städtebaulicher Missstände an 
dieser Stelle beseitigt oder vermindert werden: 

- Ergänzung der fehlenden Randbebauung an der Wilhelmshöher Allee, 

- Ersatz der suboptimalen extensiven Nutzungen im Block-Innenbereich 
durch hochwertige Büroarbeitsplätze auf verdichteter Nutzfläche, 

- Umgebungsschutz der Torwache als einem stadtbildprägenden Baudenkmal, 
Ersatz der Parkdecks und Werkschuppen durch architektonisch hochwertige 
Gebäude, 

- Reduzierung der übermäßigen Bodenversiegelung und Schaffung zusätzli-
cher Grünflächen. 

Die vorhandenen Randbebauungen an der Wilhelmshöher Allee, Friedrichsstraße 
und Königstor und ihre einem Kerngebiet entsprechenden Nutzungen sollen er-
halten bleiben. Der Rahmen der zulässigen Nutzungen gemäß §7 BauNVO soll 
jedoch mit Rücksicht auf den Anteil von Wohnungen im Plangebiet nicht voll 
ausgeschöpft werden. Auch hier wäre eine Reduzierung der versiegelten Flä-
chen (teilweise bis zu 100% der Grundstücksfläche) und der Nebengebäude in 
den „Hinterhöfen“ wünschenswert. 

4.2 Erschließung und Verkehr 

Die vorhandenen Zufahrten zum Block-Innenbereich werden teilweise bestehen 
bleiben, jedoch ist mit einer Verlagerung des An- und Abfahrverkehrs zur Fried-
richsstraße hin zu rechnen. Mit dem Abriss der Parkdecks entfällt die Zufahrt zu 
175 Pkw-Stellplätzen von der Wilhelmshöher Allee aus, statt dessen werden die 
geplanten 100 Pkw-Stellplätze unter dem Neubau des Justizzentrums von der 
Durchfahrt Friedrichsstraße 14 aus erschlossen. Die Stellplätze im Hof des Ver-
waltungsgerichtshofes werden weiterhin über die Torzufahrt Friedrichsstraße 22 
angefahren. Die beiden Stellplatzanlagen sind nur für Einsatz- und Anlieferfahr-
ten miteinander verbunden. 

Die geplanten Stellplatzanlagen sind nicht-öffentlich und nur für Mitarbeiter und 
Besucher der Gerichte anfahrbar. Die Zufahrt wird durch Schrankenanlagen ge-
regelt. Dadurch kann z. B. Zu- und Abfahrbarkeit zur Nachtzeit gesteuert 
werden. Da die Regelarbeitszeiten der Gerichte zwischen 8:00 und 17:00 Uhr 
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liegen, ist mit Pkw-Abfahrten von Mitarbeitern nach 22:00 Uhr (Nachtzeit) nur 
in Ausnahmefällen zu rechnen. 

Im Bereich Ein- und Ausfahrten Friedrichsstraße 14 und 22 sind wegen der 
möglichen Gefährdung von Fußgängern und des Radverkehrs die erforderlichen 
Sichtdreiecke im Straßenraum zu berücksichtigen. Zur Vermeidung von Rück-
stau einfahrender Fahrzeuge ist die Toranlage Friedrichsstraße 14 so 
herzustellen, dass sich wartende Fahrzeuge vor der Schranke der Zufahrtskon-
trolle auf privatem Grund aufstellen können. 

Die Anlieferung für Kantine, Büromaterial und -einrichtung erfolgt über die Zu-
fahrten Friedrichsstraße 14 und 22. 

Feuerwehrzufahrten zum Block-Innenbereich sind über die Zufahrten Friedrichs-
straße 14 und 22 möglich. 

Die Pkw-Stellplätze der Städtischen Werke AG werden nach dem Abriss des 
Parkdecks zukünftig vom Betriebsgelände aus durch den Block-Innenbereich 
erschlossen, mit Ausnahme von 8 Stellplätzen auf dem Grundstück Wilhelmshö-
her Allee 6. 

Die folgende Gegenüberstellung von Bestand und Planung zeigt, dass sich die 
Zahl der Pkw-Stellplätze der beiden Hauptnutzer im Plangebiet von 215 auf ca. 
180 reduziert. Darüber hinaus ist mit einem Rückgang der sonstigen Stellplätze 
im Block-Innenbereich zu rechnen, da die bisher in Anspruch genommenen Flä-
chen im Bereich der ehemaligen Werkschuppen zukünftig durch das 
Justizzentrum genutzt werden. 

  

Beschreibung Zuordnung Bestand  Planung 

Parkdeck Wilhelmshöher Allee 4 Justizverwaltung 110  

Hof Verwaltungsgerichtshof Justizverwaltung 40 25 

Parkplatz unter Neubau Justizzentrum Justizverwaltung  100 

Parkdeck Wilhelmshöher Allee 6 Städtische Werke 65  

Parkplatz neu Städtische Werke  55 

Summe 
 

 215  180 

Pkw-Stellplätze Vergleich Bestand - Planung 

4.3 Natur und Landschaft 

Die geplante Standorterweiterung Justizzentrum 2 bietet die Chance, die in der 
Bestandsanalyse festgestellten geringen Naturraumpotenziale durch folgende 
Maßnahmen zu verbessern: 

- Vergrößerung der Grünflächenanteile (Gerichtspark, Mindestfestsetzung für 
Einzelgrundstücke), 
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- Verringerung der Versiegelung, Entsiegelung von Asphaltflächen, Abbruch 
Parkdecks, 

- Dachbegrünung, 

- Anlegen von Oberflächengewässer (Gerichtspark), 

- Erhalt möglichst großer Anteile des Baumbestandes, Sicherung des Natur-
denkmals (Ahorn im Gerichtshof), Neupflanzung von Laubbäumen, 

- Verbesserung des Stadtbildes und Umgebungsschutz der Baudenkmäler 
(Abbruch der Parkdecks und Werkschuppen), 

- Begrenzung der Lärmimmissionen. 
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5 Festsetzungen des Bebauungsplans  

5.1 Flächen für den Gemeinbedarf – Öffentliche Verwaltung 
 (§9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

5.1.1 Justizzentrum – g – GRZ 0,8 – GF 13.000 m2 

Die im vorgeschalteten städtebaulichen Gutachterverfahren gefundene Ent-
wurfslösung für das Justizzentrum 2 soll im Bebauungsplan in ihren 
städtebaulichen Qualitäten abgebildet werden. Damit soll die Umsetzung des im 
Verfahren als optimale Lösung der vorgefundenen städtebaulichen Missstände 
erkannten Entwurfs sichergestellt werden. 

Die Festsetzung als Fläche für den Gemeinbedarf – Öffentliche Verwaltung ent-
spricht der Darstellung im Flächennutzungsplan für die Gebäude des VGH am 
Brüder-Grimm-Platz. Sie wird entsprechend der Vorhabenfläche erweitert. Die 
Zweckbestimmung umschreibt die geplante öffentliche Flächennutzung genau 
und schließt andere Nutzungen an dieser Stelle aus. Das Vorhaben ist konkret 
genug, um die Anforderungen an diese Art der Flächenfestsetzung zu erfüllen. 
Dichteobergrenzen werden von der BauNVO nicht vorgegeben, sie werden an-
hand des konkreten Vorhabens festgelegt. 

In der ausgewiesenen Fläche befindet sich die nördliche Torwache, die (noch) 
zum Gerichtskomplex gehört. Es besteht die Möglichkeit, dass die Torwache als 
ehemaliger Wohnort der Brüder Grimm zukünftig in das museale Konzept zu 
diesem Thema einbezogen wird und die Art der Nutzung dann zwar weiter ‚Flä-
che für den Gemeinbedarf’ wäre, jedoch eher der Zweckbestimmung ‚kulturellen 
Zwecken dienendes Gebäude’ entspräche. 

Aufgrund der Gesamtlänge der Gebäude von mehr als 40 m in mindestens einer 
Richtung muss geschlossene Bauweise festgesetzt werden. 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,8 entspricht den Rahmenbedingungen der 
Baunutzungsverordnung und darf durch gemäß Stellplatzsatzung erforderliche 
Stellplätze und ihre Zufahrten bis zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden 
(§19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO). 

Die zulässige Geschossfläche orientiert sich an den Ergebnissen des städtebauli-
chen Entwurfes, ohne den Rahmen für die Umsetzung des Flächenprogramms 
des Justizzentrums zu sehr einzuengen. Die Fläche der Stellplätze, über denen 
der Neubau aufgeständert ist, soll nicht in die Berechnung der Geschossfläche 
einfließen, da sie keine Aussagekraft über die Nutzungsdichte hat und die An-
zahl der Stellplätze auf andere Art begrenzt wird. 

Die Baufenster A bis D orientieren sich an den Ergebnissen des städtebaulichen 
Entwurfes und sind nach den zulässigen Gebäude- und Traufhöhen gegliedert. 
Von besonderer Wichtigkeit ist die Höhenbegrenzung im Baufenster A, die sich 
an den Höhen der nördlichen Torwache als Baudenkmal orientiert.  
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Aufgrund der Festsetzung absoluter Gebäudehöhen und der Geschossflächen-
obergrenze kann in den Baufenstern A bis D und F auf die Angabe von 
Geschosszahlen verzichtet werden. 

Für eine mögliche Überlagerung der Abstandsflächen zwischen den Baufenstern 
A und B und dem Gebäudebestand auf dem Grundstück Wilhelmshöher Allee 6 
liegt eine nachbarschaftliche Zustimmung vor.  

In Baufenster D ist die Höhe der Gebäudeunterkante angegeben, die nicht un-
terschritten werden soll, um die als Entwurfsidee substanzielle Durchgängigkeit 
der Grünfläche von der Gartenmauer neben der Torwache bis hinunter in die 
rückwärtigen Grundstücksteile zu gewährleisten. 

Der Gebäudebestand des Verwaltungsgerichtshofes wird mit den Baufenstern F 
und G abgebildet, wobei die Höhenbegrenzung des Hauptgebäudes als direkter 
Nachbar der Torwache aus Gründen des Denkmalschutzes erforderlich ist. Zum 
Innenhof hin umfahren die Baugrenzen den Gebäudebestand mit 1 m Spiel-
raum, um Fassadensanierungen mit erhöhten Aufbaudicken sowie Ersatzbauten 
zu ermöglichen.  

Die städtebaulich und denkmalschützerisch relevanten Gebäudekanten (Bau-
flucht Wilhelmshöher Allee, Brüder-Grimm-Platz) sind als Baulinien eingetragen. 

5.1.2 Städtische Werke 

Gemäß Stellplatzkonzept der Städtischen Werke AG vom 05.02.2009 ist auf den 
im Plangebiet befindlichen Flächen lediglich die Anordnung von ebenerdigen 
Stellplätzen geplant. Dies wird entsprechend festgesetzt. 

5.2 Kerngebiet  

(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit §7 BauNVO) 

- g - GRZ 0,8 – GFZ 2,6 

Die Festsetzung der Randgebiete an der Wilhelmshöher Allee, der Friedrichs-
straße und Königstor als Kerngebiete bildet im wesentlichen den Bestand ab 
(siehe 3.1.2). Aufgrund der vorhandenen Wohnungen im Bestand muss die Zu-
lässigkeit von ‚sonstigen Wohnungen’ gemäß §7 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO explizit 
festgesetzt werden. Aus Rücksicht auf den Anteil von Wohnungen im Plangebiet 
wird der Rahmen der zulässigen Nutzungen gemäß §7 BauNVO nicht voll ausge-
schöpft. Gartenbaubetriebe, Kfz-Waschanlagen, Tankstellen, Sexshops, Bordelle 
etc. werden nicht zugelassen.  

Die Festsetzung geschlossener Bauweise entspricht der Bestandssituation. 

Die zulässige GRZ wird auf 0,8 festgesetzt und darf durch gemäß Stellplatzsat-
zung erforderliche Stellplätze und ihre Zufahrten bis zu einer GRZ von 0,9 
überschritten werden (§19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO). Die GRZ wird jedoch auf 
mehreren Grundstücken im Bestand durch Zufahrten und Stellplätze bis teilwei-
se zu Werten von 1,0 überschritten (siehe Tabelle Nr. 3.1.2). Die Festsetzung 
ist daher als Zielwert zu verstehen, um auch dem Bestand den Anreiz zu geben, 
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die problematisch hohe Flächenversiegelung durch Entsiegelungsmaßnahmen 
bei Stellplätzen, Abbruch nicht mehr benötigter Nebengebäude und Anlage von 
Grünflächen zu verringern. 

Die festgesetzte GFZ von 2,6 bildet den Bestand ab und liegt unter der Ober-
grenze gemäß §17 BauNVO. 

Die Kerngebiete sind jeweils in einen Streifen entlang der Straßen mit 4 bzw. 5 
zulässigen Vollgeschossen und den rückwärtigen Bereich mit einem zulässigen 
Vollgeschoss gegliedert. Damit wird den zahlreichen Nebengebäuden im Block-
Innenbereich Rechnung getragen. 

5.3 Stellplätze 

Die Anordnung der Flächen für Stellplätze gibt die Stellplatzkonzepte für das 
Justizzentrum 2 und die Städtischen Werke AG wieder. Ergänzend zur Lagean-
gabe werden die maximal zulässigen Stellplatzzahlen festgesetzt. Für die dem 
Justizzentrum 2 zugeordneten Flächen „St1“ und „St2“ sind dies insgesamt 
höchstens 125 Pkw-Stellplätze.  

Darüber hinaus nachzuweisende Stellplätze für das Justizzentrum 2 sollen ge-
mäß Stellplatzsatzung der Stadt Kassel abgelöst werden, um eine Überlastung 
des Block-Innenbereiches und seiner Zufahrten zu vermeiden sowie die Einhal-
tung der zulässigen Lärmimmissionspegel zu gewährleisten. Die im Bereich 
„St2“ zulässigen Stellplätze können auch in einer Tiefgarage angeordnet wer-
den. 

Entscheidend für die Verringerung der Bodenversiegelung im Plangebiet ist die 
Festsetzung einer versickerungsfreundlichen Oberflächengestaltung der neu  
oder ersatzweise anzulegenden Stellplätze, wie sie auch von der Stellplatzsat-
zung gefordert wird. 

5.4 Vegetation 

Der im Entwurf vorgesehene „Gerichtspark“ wird als Fläche mit Pflanzbindung 
gemäß §9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB abgebildet. Die Fläche erstreckt sich von der 
Wilhelmshöher Allee durchgehend bis zur rückwärtigen Grundstücksgrenze und 
soll als Vegetationsfläche gärtnerisch angelegt und nachhaltig gepflegt werden. 

Zwei Bäume im bereits bestehenden Gerichtsgarten – insbesondere der als Na-
turdenkmal unter besonderem Schutz stehende Ahorn – sind als zu erhaltende 
Baumstandorte dargestellt. 

Insgesamt soll je angefangener 400 m2 Grundstücksfreifläche mindestens ein 
Laubbaum standortgerechter und heimischer Arten als Hochstamm gepflanzt 
werden, soweit nicht bereits vorhanden oder gemäß Stellplatzsatzung erforder-
lich. 

Korrespondierend zur zulässigen Versiegelung in den Kerngebieten wird ein 
Mindestanteil von 10% Vegetationsflächen festgesetzt, um nicht nur die im 
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Plangebiet kritische Bodenversiegelung zu verringern, sondern auch den Anteil 
kleinklimatisch aktiver Grünflächen zu erhöhen. 

Auf Neu- und Ersatzbauten sind mindestens 50% der Dachflächen mit einer 
Neigung bis 15° vollflächig extensiv zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. 
Dies gilt für den gesamten Geltungsbereich. 

5.5  Immissionsschutz 

5.5.1 Verwendung luftverunreinigender Stoffe 

Die besondere topografische Situation des Kasseler Beckens führt dazu, dass im 
gesamten Stadtgebiet erhöhte Anforderungen an die Luftreinhaltung bestehen, 
um Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung zu vermeiden. Neben dem Ver-
kehrsbereich als stärkstem Belastungsfaktor stellen die Hausfeuerungsanlagen 
eine wesentliche Luftschadstoffquelle in Kassel dar.  

Der Flächennutzungsplan 2007 weist das Verbandsgebiet des Zweckverbandes 
und damit auch das Kasseler Stadtgebiet vollständig als ‚Vorranggebiet Luft-
reinhaltung’ aus. Damit besteht in Kassel ein besonderes städtebauliches 
Erfordernis für emissionsbeschränkende Festsetzungen in Bebauungsplänen.  

Als konkreten Rahmen für zulässige städtebauliche Maßnahmen benennt der 
FNP den ‚Luftreinhalte- und Aktionsplan für den Ballungsraum Kassel’ vom Juli 
2006.  

Es werden bestimmte fossile Festbrennstoffe ausgeschlossen, da diese unab-
hängig von den Grenzwerten der 1.BImSchV durch ihren Schwefelgehalt zu 
unverträglichen zusätzlichen Belastungen im Kasseler Stadtgebiet führen wür-
den. 

5.5.2 Lärmschutz 

Die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005, Teil 1, Schallschutz im 
Städtebau, werden insbesondere an den straßenseitigen Gebäudefassaden zur 
Tag- und Nachtzeit durch die Lärmimmissionen der öffentlichen Verkehrsflächen 
überschritten. Als passive Lärmschutzmaßnahme sind bei Neu- und Umbauten 
von Gebäuden mindestens folgende resultierenden Schalldämm-Maße erf. 
R'w,res in dB der Außenbauteile einzuhalten: 

 

 
Bereich Lärmpegelbereich 

nach DIN 4109* 
Aufenthaltsräume 
in Wohnungen 

Büroräume und 
ähnliches 

Wilhelmshöher Allee 
Straßenfassade 
Seitenfassade 
Rückseitige Fassade 

 
V 
IV 
III 

 
45 
40 
35 

 
40 
35 
30 

Brüder-Grimm-Platz 
Straßenfassade 
Rückseitige Fassade 

 
V 
III 

 
45 
35 

 
40 
30 
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Friedrichsstr./Königstor 
Straßenfassade 
Seitenfassade 
Rückseitige Fassade 

 
V 
IV 
III 

 
45 
40 
35 

 
40 
35 
30 

Neubau Justizgebäude 
im Block-Innenbereich 
Außenfassaden 

 
 

III 

 
 
 

 
 

30 

*ist nicht identisch mit Fensterschallschutzklassen. 

 

Hierbei sind die Tabellen 9 und 10 der DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" zu 
beachten. Schlaf- und Kinderzimmer sollten nach Möglichkeit nicht an Fassaden 
des Lärmpegelbereiches V liegen. Ist dies unumgänglich, sind hier schallge-
dämmte Lüftungseinrichtungen vorzusehen. Diese dürfen das resultierende 
Schalldämm-Maß der o. g. Tabelle nicht verringern. 

Auf den Stellplatzflächen St2 und St3 wird die Zu- und Abfahrt zu den Stellplät-
zen im Block-Innenbereich auf die Tagzeit (6:00 – 22:00 Uhr) beschränkt. 
Dadurch wird mit Rücksicht auf die umliegenden Wohnnutzungen die Über-
schreitung der zulässigen Spitzenpegel durch Parkverkehr zur Nachtzeit 
ausgeschlossen. Nach Punkt 7.2 der Technischen Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA Lärm) können für seltene Ereignisse höhere Beurteilungspegel auftre-
ten. 

Aufgrund ihrer Lage im Hof des VGH kann für die Stellplatzfläche St1 die Nut-
zung auch in der Nachtzeit zugelassen werden, soweit es sich um vereinzelte 
Fahrten (höchstens 5 Bewegungen je lauteste Stunde zur Nachtzeit) handelt.  

Der Anlieferverkehr auf der Fläche für den Gemeinbedarf – Justizzentrum im 
Block-Innenbereich kann aus ähnlichen Gründen nur zur Tagzeit zugelassen 
werden. 

5.6 Gebäudegestaltung 

Die Festsetzungen zur Gestaltung von Neu- und Ersatzbauten beziehen sich im 
Wesentlichen auf den Bereich des geplanten Justizzentrums und sollen einer-
seits die verträgliche Einfügung des Vorhabens in die Nachbarschaft des 
Baudenkmals Torwache und andererseits allgemein die Umsetzung der hohen 
Gestaltungsqualität des Entwurfs gewährleisten.  

Die Farbgestaltung der Fassadenflächen von Neu- und Ersatzbauten in der Flä-
che für den Gemeinbedarf – Justizzentrum soll sich in die Umgebung des 
Einzeldenkmals Brüder-Grimm-Platz 1 verträglich und zurückhaltend einfügen. 
Im Baugenehmigungsverfahren ist ein Farb- und Materialkonzept der Gebäude-
oberflächen vorzulegen und mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 
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5.7 Werbeanlagen 

Werbeanlagen dürfen die Traufen der Gebäude nicht überragen. Selbständige 
Werbeanlagen (Pylone, Stelen) dürfen höchstens 5 m hoch sein. Nicht zulässig 
sind Anlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder grellem Licht 
(z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bildschirme). Damit sollen stö-
rende Auswirkungen der Werbeanlagen auf das Stadtbild und übermäßige 
Lichtimmissionen in angrenzenden Wohnnutzungen begrenzt werden. 

Beflaggungsanlagen (Fahnenmasten) sind hiervon nicht betroffen, soweit sie 
nicht zu Werbezwecken dienen. 
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6 Gesamtabwägung  

6.1 Öffentliches Interesse 

Das öffentliche Interesse ergibt sich aus der erforderlichen Neuordnung der 
Fachgerichte als Träger öffentlicher Aufgaben sowie aus der Verbesserung der 
suboptimalen städtebaulichen Situation. 

6.2 Eingriffsvermeidung 

Die Planung dient der Reaktivierung und Nachverdichtung eines suboptimal ge-
nutzten innerstädtischen Areals. Eine Eingriffsvermeidung ist daher nicht 
sinnvoll, zumal der Eingriff eine Verbesserung der städtebaulichen Situation 
bewirken soll. 

6.3 Planungsalternativen 

Sich wesentlich unterscheidende Lösungen gemäß § 3 BauGB wurden bereits im 
zweistufigen städtebaulichen Gutachterverfahren untersucht und bewertet (sie-
he 2.4). 

6.4 Auswirkungen der Planung 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans wird die Standorterweiterung des 
Justizzentrums 2 und ihre städtebaulich verträgliche Einbindung in die Umge-
bung sowie die Beseitigung von städtebaulichen Missständen ermöglicht.  

Bei Umsetzung der Festsetzungen ist voraussichtlich mit folgenden Auswirkun-
gen zu rechnen: 

- Die vorhandene suboptimale Bebauung (Parkdecks, Werkschuppen etc.) 
wird beseitigt, 

- das Erweiterungsvorhaben wird planungsrechtlich gesichert, 

- die städtebauliche Umgebung des Baudenkmals Torwache wird verbessert, 

- die Zahl der Pkw-Stellplätze im Block-Innenbereich wird von 215 auf 180 
reduziert (Justiz und Städtische Werke), 

- die Zufahrt zu den Stellplätzen der Justiz verlagert sich von der Wilhelms-
höher Allee in die Friedrichsstraße, 

- ca. 2.980 m2 bisher vollständig versiegelte Flächen werden als Stellplatzflä-
che teilentsiegelt, 
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- die vorhandene Grünfläche wird zu einem ca. 1.550 m2 großen Gerichts-
park erweitert,  

- 3 vorhandene Baumstandorte werden durch Festsetzung gesichert, 8 vor-
handene Baumstandorte entfallen bei Umsetzung des Bauvorhabens, 14 
Baumpflanzungen kommen durch Festsetzung hinzu, 

- die kleinklimatische Situation wird durch die Festsetzung von max. 1.545 
m2 Dachbegrünung des Bauvorhabens verbessert. 

6.5 Verhältnismäßigkeit 

Das stadtwirtschaftlich und städtebaulich zu erwartende Ergebnis steht in ver-
tretbarem Verhältnis zu dem von der Stadt Kassel zu leistenden Aufwand. 
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7 Sonstige planungsrelevante Angaben  

7.1 Flächen 

Gebietsfestsetzungen Bebauungsplan Fläche m2 

Fläche Gemeinbedarf - Justizzentrum 7.673 

Fläche Gemeinbedarf – Städtische Werke 1.285 

Kerngebiete 4.477 

Geltungsbereich 13.435 

 

Grundflächen GRZ 1 GRZ 2 Grundfläche 1 
ca. m2 

Grundfläche 2 
ca. m2 

Bestand   8.095 12.004 

Planung     

    Gemeinbedarf Justizzentrum  0,8 0,9 4.430 6.906 

    Gemeinbedarf Städt. Werke     1.285 

    Kerngebiet 0,8 0,9 3.582 4.029 

Summe Planung:   8.012 12.220 

Veränderung   -  83  216 

Grundfläche 1: nur Gebäude 

Grundfläche 2: einschließlich Stellplätze, Zufahrten etc. gem. §19 (4) BauNVO 

 

Bodennutzung Bestand m2 Planung m2  

Gebäude und versiegelte Flächen 12.004 8.459 

Teilversiegelte Flächen (neue Stellplätze)  2.982 

Vegetationsflächen 1.431 1.994 

Geltungsbereich 13.435 13.435 
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7.2 Bodenordnung 

Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstücke bzw. Flurstücksanteile: 

 

Flurstück Flur Lage Fläche ca. m2 Eigentümer 

270/5  Wilhelmshöher Allee 8  408 privat 
280/3  Königstor 1A  775 privat 
281  Königstor 1  310 privat 
282/1  Friedrichsstraße 12   21 privat 
282/2  Friedrichsstraße 12  623 privat 
283  Friedrichsstraße 14  308 privat 
284  Friedrichsstraße 16  645 privat 
285/1  Königstor 1A   21 privat 
285/2  Wilhelmshöher Allee 4 2.479 Land Hessen 
289/10  Wilhelmshöher Allee 6  375 GWG Wohnungsbaugesellschaft 
289/12  Wilhelmshöher Allee 6  249 Städtische Werke AG 
289/13  Wilhelmshöher Allee 6   72 Städtische Werke AG 
289/14  Wilhelmshöher Allee 6  859 Städtische Werke AG 
289/16  Wilhelmshöher Allee 6   29 Land Hessen 
289/17  Wilhelmshöher Allee 4 1.408 Land Hessen 
292  Friedrichsstraße 20 457 privat 
293/1  Brüder-Grimm-Platz 1    4 Land Hessen 
293/2  Brüder-Grimm-Platz 1 3.840 Land Hessen 
635/291  Friedrichsstraße 18 555 privat 

Summe Geltungsbereich 13.435 
 

 

Es ist kein Grunderwerb durch die Stadt Kassel erforderlich. Vor Umsetzung des 
Erweiterungsvorhabens Justizzentrum 2 sind Änderungen im Zuschnitt der 
Flurstücke 285/2 und 289/14 erforderlich. 

7.3 Kosten 

Bei Umsetzung des Bebauungsplans entstehen der Stadt Kassel folgende Kos-
ten: 

Maßnahmen Kosten (€) 

Planungskosten:  

Bebauungsplan 9.700 

Gutachten 4.000 

Summe: 13.700 
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8 Verfahrensübersicht 

Datum Verfahrensschritt 

22.02.2010 Aufstellungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung 

12.-23.04.2010 Frühzeitige Beteiligung gemäß §4 Abs. 1 BauGB 

21.02.-23.03.2011 Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß §3 Abs. 2 BauGB 
(Auslegung) 

21.02.-23.03.2011 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß §4 Abs. 2 BauGB 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

aufgestellt: 

 

Kassel, den 8. Juni 2011  

 gez. Spangenberg        
__________________________  __________________________ 

Stadt Kassel      Köpping Architektur+Planung 
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Festsetzungen durch Text 
 

Planungsrechtliche Festsetzungen (§9 Abs. 1 BauGB i. V. mit BauNVO) 

0 Allgemeines 

 Die Festsetzungen des Fluchtlinienplanes Nr. 1 der Stadt Kassel werden im Geltungsbe-
reich dieses Bebauungsplanes aufgehoben. 

1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1, 5 und 15 BauGB, §11 BauNVO)
   

1.1 Fläche für den Gemeinbedarf – Justizzentrum (§9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB): 

1.1.1 Diese Fläche für den Gemeinbedarf dient der Zweckbestimmung "Öffentliche Verwaltung 
– Justizzentrum". 

1.1.2 Die Geschossfläche gemäß § 20 BauNVO darf insgesamt 13.000 m2 nicht überschreiten. 
Die Geschossfläche von Garagengeschossen gemäß §21a (1) BauNVO wird nicht auf die 
festgesetzte zulässige Geschossfläche angerechnet. 

1.1.3 Ersatz- und Neubauten in der Umgebung des Einzeldenkmals Brüder-Grimm-Platz 1 
dürfen dessen Trauf- und Gebäudehöhe nicht überschreiten. 

1.1.4 Im Baufenster A darf die Oberkante von baulichen Anlagen 196,0 m ü. NHN. und die 
Trauf- bzw. Attikahöhe 193,0 m ü. NHN. nicht überschreiten. Gebäudeteile oberhalb der 
Trauf- bzw. Attikahöhe (Staffelgeschosse) müssen mindestens 1,50 m hinter die Bauli-
nie an der Wilhelmshöher Allee zurückspringen. 

1.1.5 Im Baufenster B darf die Oberkante von baulichen Anlagen 193,0 m ü. NHN. nicht über-
schreiten. Im Baufenster C darf die Oberkante von baulichen Anlagen 186,0 m ü. NHN. 
nicht überschreiten. Im Baufenster D darf die Oberkante von baulichen Anlagen 186,0 
m ü. NHN. nicht überschreiten und die Unterkante von baulichen Anlagen 180,0 m ü. 
NHN. nicht unterschreiten. 

1.1.6 Im Baufenster F darf die Oberkante von baulichen Anlagen 192,1 m ü. NHN. und die 
Trauf- bzw. Attikahöhe 188,5 m ü. NHN. nicht überschreiten. 

1.2 Fläche für den Gemeinbedarf – Städtische Werke (§9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB): 

 Diese Fläche für den Gemeinbedarf dient der Zweckbestimmung "Öffentliche Verwaltung 
– Städtische Werke". Zulässig ist ausschließlich die Nutzung durch ebenerdige Kfz-
Stellplätze und ihrer Zufahrten. 

1.3 Kerngebiet (MK §7 BauNVO) 

1.3.1 Im Kerngebiet sind Wohnungen in den Obergeschossen zulässig.  

1.3.2 Gartenbaubetriebe, Kfz-Waschanlagen und Tankstellen sind auch nicht ausnahmsweise 
zulässig. 

1.3.3 Sexshops als Unterart von Einzelhandelsbetrieben oder sonstigen Gewerbebetrieben, 
Bordelle, bordellartige Betriebe sowie Wohnungsprostitution sind nicht zulässig. 

2 Nebenanlagen, Stellplätze und Zufahrten (§9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

2.1 Auf den Flächen für den Gemeinbedarf sind Stellplätze nur in den mit „St“ gekennzeich-
neten Flächen zulässig.  

2.2 Auf den Flächen für Stellplätze „St1“ und „St2“ sind insgesamt höchstens 125 Pkw-
Stellplätze zulässig. Darüber hinaus nachzuweisende Stellplätze sind gemäß Stellplatz-
satzung der Stadt Kassel abzulösen. Die im Bereich „St2“ zulässigen Stellplätze können 

klauskoepping
Textfeld
Anlage 4
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auch in einer Tiefgarage angeordnet werden. Auf den Flächen für Stellplätze „St1“ und 
„St2“ gilt die Pflicht zur Baumpflanzung gemäß Stellplatzsatzung der Stadt Kassel in Zu-
sammenhang mit ebenerdigen Stellplatzanlagen mit den nach Nr. 4.1 und 8.1 zu erhal-
tenden und zu pflanzenden Bäumen als erfüllt. 

2.3 Auf der Fläche für Stellplätze „St3“ sind höchstens 56 Pkw-Stellplätze zulässig. Es gilt 
die Stellplatzsatzung der Stadt Kassel. 

2.4 Im Geltungsbereich darf die zulässige Grundfläche durch gemäß Stellplatzsatzung 
erforderliche Stellplätze mit ihren Zufahrten gemäß §19 Abs. 4 BauNVO bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,9 überschritten werden. 

2.5 Ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze sind so herzustellen, dass Regenwasser versi-
ckern kann z.B. in Form von breitfugigem Pflaster, Rasenfugenpflaster, Schotterrasen, 
wassergebundenen Decken. Ergänzend kann die Entwässerung der Flächen in angren-
zende Pflanzflächen erfolgen. Im übrigen gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Kassel. 

3 Maßnahmen zur Minderung schädlicher Umwelteinflüsse (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 und 24 
BauGB) 

3.1 Die Verwendung fester fossiler Brennstoffe gemäß 1. BImSchV §3 (1) Nr. 1 bis 3a (Koh-
le, Koks, Torf) ist unzulässig. 

3.2 Anlagen, die unter die "Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen halo-
genierten organischen Verbindungen" (2. BImSchV) fallen, sind nicht zulässig. 

3.3 Als passive Lärmschutzmaßnahme sind bei Neu- und Umbauten von Gebäuden mindes-
tens folgende resultierenden Schalldämm-Maße erf. R'w,res in dB der Außenbauteile 
einzuhalten:  

Bereich Lärmpegelbereich 
nach DIN 4109 

Aufenthaltsräume 
in Wohnungen 

Büroräume und 
ähnliches 

Wilhelmshöher Allee 
Straßenfassade 
Seitenfassade 
Rückseitige Fassade 

 
V 
IV 
III 

 

45 
40 
35 

 
40 
35 
30 

Brüder-Grimm-Platz 
Straßenfassade 
Rückseitige Fassade 

 
V 
III 

 
45 
35 

 
40 
30 

Friedrichsstr./Königstor 
Straßenfassade 
Seitenfassade 
Rückseitige Fassade 

 
V 
IV 
III 

 

45 
40 
35 

 
40 
35 
30 

Neubau Justizgebäude 
im Block-Innenbereich 
Außenfassaden 

 
 

III 

 
 
 

 
 

30 

 

3.4 Auf den Flächen für Stellplätze St2 und St3 ist die Zu- und Abfahrt zu den Stellplätzen 
nur zur Tagzeit (6:00–22:00 Uhr) zulässig. Nach Punkt 7.2 der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) können für seltene Ereignisse höhere Beurteilungs-
pegel auftreten. 

3.5 Der Anlieferverkehr auf der Fläche für den Gemeinbedarf – Justizzentrum ist nur zur 
Tagzeit zulässig. 
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4 Anpflanzung und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

4.1 Die als zu erhalten festgesetzten Bäume sind nachhaltig zu pflegen und bei Abgang 
durch standortgerechte, heimische Baumarten zu ersetzen. 

4.2 Die gekennzeichnete Fläche ist als Vegetationsfläche gärtnerisch anzulegen und nach-
haltig zu pflegen. Ausnahmsweise können die Überfahrten für Feuerwehr und Anliefe-
rung befestigt werden. 

Baurechtliche Festsetzungen gemäß § 81 Hessische Bauordnung i. V. mit §9 Abs. 4 
BauGB 

5 Dächer und Fassaden (§ 81 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 HBO) 

5.1 In der Fläche für den Gemeinbedarf – Justizzentrum Baufenster A bis D sind nur Flach-
dächer und Dächer mit einer Neigung bis höchstens 5° zulässig. Ausgenommen davon 
sind Oberlichter.  

5.2 Im Geltungsbereich sind auf Neu- und Ersatzbauten mindestens 50% der Dachflächen 
mit einem Neigungswinkel unter 15° vollflächig extensiv zu begrünen und dauerhaft zu 
erhalten, soweit Belange des Denkmalschutzes nicht entgegenstehen. Die Vegetations-
tragschicht muss mindestens 8 cm stark sein. 

5.3 Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind zulässig und müssen sich in die Gestal-
tung der Dächer bzw. Fassaden einfügen. 

6  Fassaden (§ 81 Abs. 1 Nr. 2 und 5 HBO) 

 Die Farbgestaltung der Fassadenflächen von Neu- und Ersatzbauten in der Fläche für 
den Gemeinbedarf – Justizzentrum soll sich in die Umgebung des Einzeldenkmals Brü-
der-Grimm-Platz 1 verträglich und zurückhaltend einfügen. Im Baugenehmigungsver-
fahren ist ein Farb- und Materialkonzept der Gebäudeoberflächen vorzulegen und mit 
der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

7 Werbeanlagen (§81 Abs. 1 Nr. 1 HBO i. V. mit §3 und §9 HBO) 

7.1 Werbeanlagen dürfen die Traufen der Gebäude nicht überragen. Selbständige Werbean-
lagen (Pylone, Stelen) dürfen höchstens 5 m hoch sein. 

7.2 Nicht zulässig sind Anlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem oder grellem 
Licht (z. B. Skybeamer, Laufschriften, Monitore und Bildschirme). 

8  Gestaltung der Grundstücksfreiflächen (§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

8.1 Je angefangene 400 m2 Grundstücksfreifläche ist mindestens ein Laubbaum standort-
gerechter und heimischer Arten als Hochstamm zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und 
bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Vorhandene bzw. nach anderen Festsetzungen zu 
pflanzende Bäume werden angerechnet. 

8.2 Mindestens 10% der Grundstücksflächen sind als Grünflächen (Vegetationsflächen) her-
zustellen und dauerhaft zu pflegen. 

Hinweise 

Schalltechnisches Gutachten: 

Mit dem Gutachten Nr. 553003137 des Ingenieurbüros Prof. Dr. Beckenbauer part of DEKRA 
Industrial GmbH, Bielefeld 29.06.2010 wurde die zu erwartende Lärmimmissionsbelastung des 
Plangebiets und der angrenzenden Nutzungen durch Gewerbe- und Verkehrslärm untersucht. 
Den Berechnungen zu Lärmimmissionen durch Parkplatznutzung wurden 25 Pkw-Stellplätze für 
den Bereich „St1“ und 100 Pkw-Stellplätze für den Bereich „St2“ zugrunde gelegt. 
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Bombenabwurfgebiet: 

Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat 
ergeben, dass sich der Geltungsbereich in einem Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhan-
densein von Kampfmitteln muss grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in de-
nen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe 
von mind. 4 m durchgeführt wurden sowie bei Abbrucharbeiten sind keine Kampfmittelräum-
maßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Son-
dieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag des Oberbodens) vor Beginn der geplan-
ten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maß-
nahmen stattfinden. Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst, Luisenplatz 2, 
64278 Darmstadt, www.rp-darmstadt.hessen.de. 

Altstandorte: 

Das Grundstück Friedrichsstraße 14 ist in der Altflächendatei des Landes Hessen unter Nr. 
611.000.011-000.076 als Altfläche erfasst. Für die Grundstücke Wilhelmshöher Allee 6 und 8 
bestehen Anhaltspunkte einer schädlichen Bodenveränderung. Werden bei der Baumaßnahme 
Bodenauffüllungen, optische oder geruchliche Veränderungen des Erdreiches oder alte Tanks 
vorgefunden oder besteht aus anderen Gründen der Verdacht auf eine Kontamination des Erd-
reichs, ist die Untere Wasserbehörde, Tel. 0561/787-6244 unverzüglich zu benachrichtigen. 

Heilquellenschutzgebiet 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B 2 – äußere Schutz-
zone – des mit Datum vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) amtlich festgesetzten 
Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“, Gemar-
kung Wahlershausen der Stadt zu Gunsten der Thermalsolebad Kassel GmbH, Kassel. Die Vor-
gaben der Heilquellenschutzgebietsverordnung sind bei der weiteren Planung und der späteren 
Bauausführung zu beachten. Bohrungen, die tiefer als Kote 50 m unter NHN in den Untergrund 
eindringen, bedürfen der vorherigen Genehmigung. 

Naturdenkmal: 

Der Bergahorn auf dem Flurstück 293/2 im Garten des Verwaltungsgerichtshofes Brüder-
Grimm-Platz 3 ist als Naturdenkmal ausgewiesen. 

Kulturdenkmal: 

Die Gebäude Friedrichsstraße 20 und Brüder-Grimm-Platz 1 (Torwache) sind als Einzeldenkmä-
ler in die Denkmaltopografie Stadt Kassel eingetragen. 

Grenzbebauungsrecht: 

Auf den Flurstücken 289/12, 13 und 16 besteht ein Grenzbebauungsrecht zugunsten des Flur-
stückes 289/17 (Wilhelmshöher Allee 2-4). 

Wegerecht: 

Auf den Flurstücken 289/12, 13 und 16 besteht ein Geh- und Wegerecht zugunsten des Flur-
stückes 289/17 (Wilhelmshöher Allee 2-4). Auf dem Flurstück 283 (Friedrichsstraße 14) be-
steht ein Wegerecht zugunsten des geplanten Baugrundstücks des Justizzentrums als Grund-
dienstbarkeit. 

Stellplatzsatzung: 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Satzung zur Herstellung, Ablösung und Ges-
taltung von Stellplätzen oder Garagen und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder für 
das Gebiet der Stadt Kassel in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

Baumschutzsatzung: 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in 
der Stadt Kassel in ihrer jeweils gültigen Fassung. 
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Vorlage Nr. 101.17.176  Kassel, 29. August 2011 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/51 "Universität Kassel - Campus Nord" 
(Behandlung der Anregungen aus den öffentlichen Auslegungen und Beschlussfassung als 
Satzung) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„1. Dem städtebaulichen Vertrag wird gemäß § 11 Baugesetzbuch (BauGB) vom 01.02.2007 
zugestimmt.“  
 
2. Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/ 51 „Universität Kassel - Campus Nord“ wird 
zugestimmt. 
 
Die Behandlung der Anregungen zu Ziffer 1 bis 4 der Anlage 3 und die Behandlung der 
Anregungen zu Ziffer 1 bis 2 der Anlage 4 wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/ 51 „Universität Kassel-Campus Nord“ wird nach 
§ 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.“ 

 
 

Begründung: 
 
Dem Ortsbeirat Nord-Holland wurde die Vorlage zu seiner Sitzung am 16. Juni 2011 zur Anhörung 
vorgelegt. 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 11. August 
2011 und 29. August 2011 der Vorlage zugestimmt. 
 
Der städtebauliche Vertrag (Anlage 1), die Erläuterung der Vorlage (Anlage 2), die Behandlung der 
Anregungen (Anlage 3 und 4), die Begründung des Bebauungsplanes (Anlage 5), der Fachbeitrag 
Grün und Umwelt zum Bebauungsplan (Anlage 6), die textlichen Festsetzungen (Anlage 7) und 
eine unmaßstäbliche Verkleinerung des Bebauungsplanes (Anlage 8) sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 

























Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz Anlage 2

Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V/51 „Universität Kassel - Campus Nord“
(Behandlung der Anregungen aus den öffentlichen Auslegungen und Beschlussfas-
sung als Satzung)

E r l ä u t e r u n g

1. Anlass der Planung

Die Universität Kassel plant den Hochschulstandort Heinrich-Plett-Straße in Kassel auf-
zugeben, um im Gegenzug den Standort Holländische Straße auszubauen und dort die
Fachbereiche zu konzentrieren. Mit diesem Schritt soll die Wettbewerbsfähigkeit der Univer-
sität Kassel gestärkt und die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen den Fachbereichen
verbessert werden. Nördlich angrenzend an den Standort Holländische Straße befinden sich
großräumige Gewerbebrachflächen, die für die Erweiterung des Uni Campus zur Verfügung
stehen.
Das Land Hessen hat im Jahr 2008 einen zweistufigen städtebaulichen, freiraumplaneri-
schen und architektonischen Wettbewerb für die Gestaltung einer ca. 8,5 ha großen Erwei-
terungsfläche ausgelobt. Dieser Wettbewerb wurde im Dezember 2008 entschieden. Der
städtebauliche Entwurf des Wettbewerbssiegers soll Basis für die zukünftige Entwicklung
des neuen Campus Nord sein.
Der Bebauungsplan Nr. V / 51 „Universität Kassel – Campus Nord“ schafft die planungs-
rechtliche Grundlage für die Umsetzung des Wettbewerbsergebnisses. Bebauungspläne
sind gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebau-
liche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Der Bebauungsplan Nr. V / 51 wird im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Er dient der Innenentwicklung und
der Wiedernutzbarmachung von ehemaligen Gewerbebrachen im Geltungsbereich.
Zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. V / 51 wurde vom Umwelt- und Gartenamt der
Stadt Kassel der Fachbeitrag Grün und Umwelt erarbeitet. Dieser liegt als gesonderter Teil
zur Begründung des Bebauungsplans vor. Für die naturräumlichen und landschaftsplaneri-
schen Aussagen im Plangebiet bezieht sich der Bebauungsplan im Wesentlichen auf die Er-
gebnisse des Fachbeitrags.

2. Städtebauliches Konzept

Das Plangebiet umfasst ca. 10,1 ha.

2.1 Städtebauliches Konzept des Wettbewerbsergebnisses
Der Siegerentwurf, raumzeit Architekten in Zusammenarbeit mit K1 Landschaftsarchitektur,
des vom Land Hessen zur Erweiterung des Universitätsstandortes Holländische Straße aus-
gelobten Wettbewerbs sieht eine zwischen Stadt und Park liegende „Bildungslandschaft“ mit
einzelnen Baublöcken vor. Zwischen den verschieden geformten polygonalen Baublöcken
befinden sich kleinteilige Wegenetze, die eine Durchlässigkeit zwischen der westlich an-
grenzenden Bestandsbebauung und dem entlang der Ahna geplanten Grünzug gewährleis-
ten.

Markantes Element des städtebaulichen Entwurfs ist eine zentral gelegene Erschließungs-
zone, die ausschließlich dem Fußgängerverkehr vorbehalten ist, und in einem großen zent-
ralen Platz nördlich der Moritzstraße endet. Auf diese interne Fußgängerverbindung und den
zentralen Platz orientieren sich die umgebenden Gebäudeblöcke. Einzelne kleinere Gebäu-
de, wie das denkmalgeschützte Gebäude K19, liegen als Solitäre in der zentralen Fläche.
Der Verkehr wird auf die bestehende Moritzstraße beschränkt. Von hier aus findet die Anlie-
ferung der Mensa und der einzelnen Fachbereiche über private Anlieferwege statt. Die zu er-
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richtenden Stellplätze werden überwiegend in einem Parkhaus an der Mombachstraße ge-
bündelt und von dieser aus erschlossen.

Der bestehende Geländeversprung innerhalb des Campus Nord wird in Form von zwei Pla-
teaus mit unterschiedlichem Höhenniveau gelöst. Die beiden Plateaus sind durch Rampen
und Treppenanlagen verbunden. Der Übergang des höheren nördlichen Plateaus zum Ah-
nagrünzug wird ebenfalls durch Rampen und Treppenanlagen sowie durch einen erhöhten,
der Bebauung vorgelagerten kleinen Platzbereich gelöst.

Die Nutzungsverteilung im neuen Campus Nord sieht eine Anordnung des Science-Parks im
Norden und des Wohnens und der Naturwissenschaften im Zentrum vor. Dabei schließt das
geplante Studentenwohnheim mit der Kindertagesstätte funktional den Block der Bestands-
gebäude entlang der Gottschalkstraße im Osten und orientiert sich zum zentralen neuen
Platz. Die Naturwissenschaften sind dagegen im westlichen Teil des Campus Nord angesie-
delt und orientieren sich sowohl zum internen Platz als auch zum geplanten Ahnapark.

Das Campus-Center mit dem Hörsaalgebäude ist im Süden neben der Zentralmensa ange-
ordnet und von einer befestigten Platzfläche umgeben. Die notwendige Erweiterung der
Zentralmensa erfolgt im östlichen Teil in Richtung Ahna. Bei der Erweiterung der Zentral-
mensa wird das Konzept des zweiten Preisträgers, Augustin und Frank Architekten, zugrun-
de gelegt.
Nach Abschluss des Wettbewerbes erfolgte durch das Büro Raumzeit eine Überarbeitung
des städtebaulichen Entwurfes mit Berücksichtigung der zwischenzeitlich teilweise veränder-
ten räumlichen Anforderungen der Universität Kassel und Einarbeitung des Entwurfs des
zweiten Preisträgers. Die Struktur des überarbeiteten städtebaulichen Entwurfs und die we-
sentlichen Raumkanten wurden in die Festsetzungen des Bebauungsplans umgesetzt.

Im Plangebiet, welches sich östlich der Liebigstraße anschließt besteht keine Planbedarf.
Von daher wurde sich in diesem Abschnitt auf die Aktualisierung des Bestandes im Bebau-
ungsplan beschränkt.

2.2 Private Freiflächen Zweckbestimmung „Universität“
Im Zuge der Erweiterung der Universität Kassel wird in einem Bereich entlang der Ahna ein
Grünzug gestaltet, der eine Verbindung zwischen dem Nordstadtpark und den Grünflächen
im Bereich der Zentralmensa schafft. In diesem Grünzug ist die Führung des Radweges ge-
plant, der zurzeit verschwenkt und durch die Liebigstraße geführt wird.
Der Grünzug wird in Form einer Parkanlage mit integrierten Forschungs- und Versuchsflä-
chen der Universität gestaltet. Außerdem sind Sportflächen für die Studenten vorgesehen.
Neben diesen privaten Nutzungen, die teilweise eingezäunt sein werden, wird es auch groß-
zügige Flächen geben, die zwar im Besitz des Landes Hessen sind, aber dennoch der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung stehen werden.

Der Uferbereich der Ahna wird aufgewertet und durch Rasenplateaus und Zugänge zum
Wasser ergänzt. In der Parkanlage werden die Bestandsbäume, soweit dies möglich, erhal-
ten und in die Neugestaltung einbezogen.

2.3 Erschließung und Verkehr
Die innerhalb des Geltungsbereichs liegende Moritzstraße wird im Zuge der Erweiterung der
Universität Kassel neu gestaltet. Dabei wird der Straßenquerschnitt auf ein Gesamtmaß von
15,50 m (6,50 m Fahrbahnbreite sowie jeweils 4,50 m Gehwegbreite) angelegt.
Insgesamt wird angestrebt, die Straßenfläche in die umgebenden Gehweg- und Platzberei-
che zu integrieren und damit die Bedeutung des Fußgängerverkehrs zu betonen. Die Ver-
kehrsfunktion der Moritzstraße, insbesondere für die Anlieferung und die Erschließung der
Stellplätze der Universität sowie für die quartiersinterne Verbindung soll in vollem Umfang
erhalten werden. Durch die Gestaltung soll aber gleichzeitig eine Reduzierung der Ge-
schwindigkeiten erreicht und der Durchgangsverkehr mit Nutzung der Moritzstraße zur Um-
fahrung der Hauptverkehrsstraßen reduziert werden.
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Innerhalb des vorgegebenen Straßenquerschnitts sind verschiedene Arten der Gestaltung
möglich. Neben einem konventionellen Ausbau mit Hochborden und tiefer liegender Fahr-
bahn ist auch ein niveaugleicher Ausbau der Verkehrsfläche im Sinne eines „Shared space“
denkbar.

2.4 Stellplätze
Für die Erweiterung der Universität Kassel erfolgte eine gesonderte Vereinbarung der nach-
zuweisenden Stellplätze. Gemäß § 2 der Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung
von Stellplätzen und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder vom 01.03.2004 der
Stadt Kassel wird die Anzahl der zu errichtenden Stellplätze entweder über die Anlage I er-
rechnet oder alternativ dazu kann auch eine davon abweichende Festsetzung im Bebau-
ungsplan getroffen werden. Für den Bebauungsplan Nr. V/ 51 „Universität Kassel-Campus
Nord“ wurde in Kooperation mit der Universität und dem Land Hessen eine von der Anlage I
abweichende Anzahl von zu errichtenden Stellplätzen aufgrund der realen Verkehrsverhält-
nisse ermittelt und festgelegt; die durch die spezifischen örtlichen Bedingungen geprägt sind
( Jobticket für die Bediensteten der Universität, Semesterticket für die Studenten und Bewirt-
schaftung der Stellplätze durch Parkgebühren). Die Anzahl der Stellplätze wurde für das ge-
samte Universitätsgelände am Holländischen Platz auf 660 festgelegt. Die Anzahl, Bereit-
stellung, Bewirtschaftung und die Vorraussetzungen für die Berechnung sind in § 2 des
Städtebaulichen Vertrag zum Bebauungsplan geregelt. Bei der Festlegung wurde berück-
sichtigt, das die Stellplätze nördlich und südlich der Moritzstraße, die Stellplätze auf dem
ehemaligen Kohlen-Koch-Gelände und die Stellplätze im Bereich Kolbenseeger/ Laborge-
bäude, rückwärtiger Bereich Torhaus A und südlich des Werkstattgebäudes im Zuge der
Neugestaltung teilweise wegfallen.

Die zu errichtenden bzw. zu erhaltenden Stellplätze verteilen sich auf dem vorhandenen und
auf dem neugeplanten Universitätsgelände auf folgende Standorte:
Erhalten werden 187 Stellplätze im Bereich der Universitätsbibliothek, 18 Stellplätze an der
Zentralen Universitätsverwaltung, 14 Stellplätze im Bereich Kolbenseeger / Laborgebäude
und 2 Stellplätze am Technikgebäude III/2. Neu zu errichten sind somit insgesamt 439 Stell-
plätze. Diese nachzuweisenden Stellplätze sind zum überwiegenden Teil in einem Parkhaus
an der Mombachstraße, im nördlichen Teil des Geltungsbereiches angeordnet. Weitere
Stellplätze werden an der Liebigstraße, im Bereich der Naturwissenschaften und auf dem
südlichen Campusgelände sowohl als oberirisch angeordnete Stellplätze als auch in einer
Tiefgarage nachgewiesen. Zusätzlich zu den vorhandenen Stellplätzen können auf dem süd-
lichen Campusgelände oberirdisch nur Stellplätze in geringer Zahl nachgewiesen werden.

3. Verfahren

Der Bebauungsplan wird nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) im beschleunigten Verfahren
aufgestellt, um die bereits planungsrechtlich gesicherten Sondergebietsflächen und ihre Er-
weiterungen schnellstmöglich für eine Nutzung mit den oben beschriebenen Zielen im Sinne
einer geordneten Innenentwicklung zur Verfügung zu stellen.

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13
Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Danach wird unter anderem von der Umweltprü-
fung, dem Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen
verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung über die Art und Weise der
Berücksichtigung von Umweltbelangen, Ergebnissen der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung abgesehen.

Der rechtverbindliche Flächennutzungsplan weist das Planungsgebiet als Sondergebiet
Universität und Wohnbaufläche aus.
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3.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB)
In der Zeit vom 03.11.2008 bis 14.11.2008 wurde zu der geplanten Aufstellung des Bebau-
ungsplans die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. Dabei bestand nach An-
kündigung in der örtlichen Presse im Rathaus der Stadt Kassel für alle Bürger/-innen die
Möglichkeit, die städtebauliche Konzeption kennenzulernen und sich dazu zu äußern. Es
wurden keine Anregungen vorgebracht.

3.2 Frühzeitige Beteiligung der Behörden nach § 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB)
Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 22.07.2008 über
die geplante Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a
BauGB informiert und um Stellungnahmen gebeten.

3.3 Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Nr. 2 (BauGB)
Als Grundlage für die Durchführung des Bauleitplanverfahrens im beschleunigten Verfahren
nach § 13a BauGB wurde für den Bereich des erfolgten Realisierungswettbewerbes eine
Vorprüfung des Einzelfalls durch das Umwelt- und Gartenamt der Stadt Kassel durchgeführt.
Im späteren Verfahren wurde das Plangebiet um den Geltungsbereich des Bebauungsplans
Nr. V/32 C erweitert. Innerhalb dieser Fläche ist keine neue Versiegelung sondern lediglich
die Anpassung der Festsetzungen an den derzeitigen Bestand vorgesehen.

3.4 Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB)
Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom 12.04.2010 bis 14.05.2010 durchge-
führt. Von privater Seite sind zwei Stellungnahmen eingegangen. Diese wurden, soweit Ge-
genstand des Bebauungsplanverfahrens, berücksichtigt und in den Bebauungsplan eingear-
beitet.

3.5 Beteiligung der Behörden nach § 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) und nach § 4a
(3) Baugesetzbuch (BauGB)

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
06.04.2010 beteiligt und um Stellungnahme bis zum 14.05.2010 gebeten. Teile der insge-
samt eingegangenen Anregungen und Hinweise wurden, soweit Gegenstand des Bebau-
ungsplanverfahrens, berücksichtigt und in den Bebauungsplan eingearbeitet.
Vom 28.01.2011 bis zum 11.02.2011 wurde der Bebauungsplan erneut offengelegt. Hierbei
wurde sich gemäß § 4a Abs.3 Satz 4 des Baugesetzbuches (BauGB) auf die von der Ände-
rung oder Ergänzung berührten Behörden beschränkt, da die Grundzüge der Planung durch
diese Änderungen und Ergänzungen nicht berührt wurden. Die zu der erneuten Offenlage
eingegangenen Anregungen wurden berücksichtigt und in den Bebauungsplan eingearbei-
tet.

4. Städtebaulicher Vertrag

Zu diesem Bebauungsplan wurde zwischen der Stadt Kassel und dem Hessischen Ministeri-
um für Finanzen ein städtebaulicher Vertrag geschlossen, in dem ergänzende Regelungen
getroffen wurden. Der städtebauliche Vertrag ist Bestandteil des Bebauungsplans und wird
der Stadtverordnetenversammlung zur abschließenden Beschlussfassung vorgelegt.

Es wird vorgeschlagen, den städtebaulichen Vertrag (Anlage 1), die Erläuterung der Vorlage
(Anlage 2), die Behandlung der Anregungen (Anlage 3 und 4), die Begründung des Bebau-
ungsplanes (Anlage 5), den Fachbeitrag Grün und Umwelt zum Bebauungsplan (Anlage 6),
die textlichen Festsetzungen (Anlage 7) und die unmaßstäbliche Verkleinerung des Bebau-
ungsplanes (Anlage 8) als Satzung zu beschließen.

gez.
Spangenberg

Kassel, 25. Mai 2011
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Vorlage Nr. 101.17.178  Kassel, 29. August 2011 
 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI/12 "Sondergebiet Läden - 
Fuldatalstraße 
(Aufstellungsbeschluss) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Bereich der Grundstücke zwischen Fuldatalstraße, Wolfsgraben und 
Wolfsangerstraße im Stadtteil Wolfsanger soll der vorhabenbezogene  Bebauungsplan Nr. 
VI/12 „Sondergebiet Läden – Fuldatalstraße“ gemäß § 12 Baugesetzbuch im beschleunigten 
Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a Baugesetzbuch aufgestellt 
werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die planungsrechtliche Absicherung der Erweiterung der 
vorhandenen Ladenflächen der Firma Edeka inklusive eines Getränkemarkts am Standort.“ 

 
 

Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 11. August 
2011 und 29. August 2011 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1), der Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 2), der 
Antrag auf Einleitung des Verfahrens (Anlage 3) und die Erklärung des Vorhabenträgers zur 
Übernahme der Kosten (Anlage 4) sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz Anlage 1 
 

 
 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr . VI/12  
„Sondergebiet Läden – Fuldatalstraße“ 
(Aufstellungsbeschluss) 
 
 
 
 
 

E r l ä u t e r u n g 
 
 
Auf dem Grundstück Wolfsangerstraße 100 befindet sich gegenwärtig ein Ladengebiet mit 
einem Lebensmittelvollversorgermarkt von Edeka mit einer Verkaufsfläche von 1.200 qm 
sowie zusätzliche Laden- und Dienstleistungsflächen von ca. 300 qm. 
 
Um den steigenden Flächenbedarf breiterer Warensortimente Rechnung zu tragen, beab-
sichtigt die Firma Edeka sich zu erweitern und den bisher integrierten Getränkemarkt auf 
das östlich benachbarte (bisher) private Grundstück in einen Neubau auszulagern und den 
bestehenden Markt um die Fläche des bisherigen Getränkemarktes (200 qm) zu erweitern 
bei gleichzeitiger Neuordnung des heutigen Eingangsbereichs. 
 
Die Verkaufsfläche des Getränkemarkts soll künftig  700 qm betragen. Insgesamt sollen die 
Ladenflächen am Standort von ca. 1.500 qm auf künftig 2.400 qm steigen. 
 
Nach dem Antrag der Firma Edeka auf Aufstellung eines Vorhaben- und Erschließungs-
plans im vergangenen Jahr hat die Stadt Kassel das Vorhaben als positiv für die Entwick-
lung des Stadtteils erachtet. Im KEP-Zentren des Zweckverbandes Raum Kassel gibt es 
keine gegenteilige Aussage. Daraufhin ist das benachbarte private Wohngrundstück Fulda-
talstraße 83 für die geplante Erweiterung von der Firma Edeka zwischenzeitlich angekauft 
worden.  
 
Der beigefügte Lageplan stellt das geplante Vorhaben dar. 
 
Da es sich hier um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt und die Kriterien 
gemäß § 13a BauGB erfüllt sind, soll der vorhabenbezogene Bebauungsplan im beschleu-
nigten Verfahren aufgestellt werden. 
 
Sämtliche Planungskosten trägt der Antragsteller.  
 
 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
 
Kassel, 27.07.2011 
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Vorlage Nr. 101.17.179  Kassel, 29. August 2011 
 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/1 "Trottstraße/Dag-
Hammarskjöld-Straße" (Aufstellungsbeschluss) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Jürgen Barthel 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Bereich zwischen Trottstraße, Ecke Dag-Hammarskjöld-Straße, den bestehenden 
Hochhausbebauungen und dem Aschrottpark soll ein Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
gemäß § 12 Baugesetzbuch, im beschleunigten Verfahren, als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gemäß § 13a Baugesetzbuch aufgestellt werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Sicherung einer städtebaulich geordneten 
Weiterentwicklung des Wohnstandortes unter Berücksichtigung der als Ensemble 
geschützten benachbarten Wohnbebauung und des Gartendenkmals Aschrottpark.“ 

 
 

Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 11. August 
2011 und 29. August 2011 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1), ein Übersichtsplan (Anlage 2), Erläuterungen zum 
Vorhaben (Anlage 3) und die Kostenübernahmeerklärung des Vorhabensträgers (Anlage 4) sind 
beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung, Bauaufsicht und Denkmalschutz Anlage 1

Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/1 „Trottstraße / Dag-
Hammarskjöld-Straße“
(Aufstellungsbeschluss)

E r l ä u t e r u n g

1. Anlass

Die Fläche steht im Eigentum der Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft mbH Hessen
(GWH), die an der Trottstraße eine Ergänzung ihres bereits vorhandenen Wohnungsbe-
standes realisieren möchte. Planungsrechtlich liegt die Fläche innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Gebietes gem. § 34 Baugesetzbuch. Der Flächennutzungsplan weist
an dieser Stelle Wohnbauflächen aus. Die GWH hat einen Antrag zur Aufstellung eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gestellt und die Übernahme der Kosten zugesagt.

2. Ziel und Zweck der Planung

Das Angebot von hochwertigem Wohnraum im beliebten Wohnquartier Vorderer Westen
entspricht der Nachfrage des Marktes. Die Bereitstellung qualitätvoller Wohnungs- und
Wohnumfeldangebote ist eine entscheidend wichtige Zukunftsaufgabe der Stadtentwick-
lung. Die Wohnnutzung, insbesondere als Wohnungseigentum, trägt maßgeblich zur För-
derung und Stabilisierung einer gewünschten Quartiersentwicklung bei. Die Ausnutzung
des Flächenpotentials im Innenbereich des besiedelten Stadtgebietes ist als Planungs-
grundsatz im Baugesetzbuch verankert und wird durch die Stadt Kassel kontinuierlich ver-
folgt. Das Vorhaben vereinigt somit maßgebliche Ziele der Stadtentwicklung in sich.

Das von der GWH beabsichtigte Vorhaben bezieht sich in seinem Volumen auf die vorhan-
denen Hochhäuser an der Dag-Hammarskjöld-Straße. Die Notwendigkeit der Einbindung
des Neubauvorhabens in die denkmalgeschützte bauliche Umgebung der Trottstraße und
das Anknüpfen des Freiraums an das angrenzende Naturdenkmal Aschrottpark begründen
die Aufstellung des Bebauungsplanes.

3. Planungsstand

Der Vorhabenträger hat in mehreren Abstimmungen mit der Stadt Untersuchungen zum
Gebäudevolumen angestellt, wobei die nun angestrebte Baumasse durch die Schaffung
von Planungsrecht gesichert werden soll.
Daneben wurde ein Gutachten über die Verträglichkeit des Vorhabens mit der Weltkultur-
erbe-Bewerbung eingeholt. Diesbezüglich wird dem Vorhaben die Unbedenklichkeit be-
scheinigt.

Neben einer Massenstudie liegen der Stadt Schnittskizzen und erste Grundrisszeichnun-
gen vor. Im weiteren Verlauf werden die Fassadenstruktur und der architektonische Aus-
druck sowie der Rechtsplan erarbeitet.
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Ein Durchführungsvertrag zum Bebauungsplan wird bis zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses abgeschlossen. Darin werden Kostenübernahme und Fertigstellungsfristen ver-
einbart.

gez.
Spangenberg

Kassel, 27. Juli 2011



Anlage 2
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Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II / 1 „Trottstraße / Dag-Hammarskjöld-Straße“
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Rathaus  
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.156  Kassel, 11. August 2011 
 
 
 
Mehr Sicherheit und Sauberkeit in Fußgängerunterführungen 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, so schnell wie möglich, auf jeden Fall vor Beginn der 
documenta im Jahr 2012, alle Fußgängerunterführungen im Stadtgebiet durch 
entsprechende Maßnahmen (neue Anstriche, ausreichende Beleuchtung, regelmäßige 
Reinigungen) in einen angemessenen Zustand zu versetzen sowie durch geeignete 
Maßnahmen die Sicherheit (z. B. Installation von Notrufanlagen, Videoüberwachung) zu 
erhöhen. 

 
 

Begründung: 
 
Die Fußgängerunterführungen in Kassel wurden in den letzten Jahren nur unzureichend gereinigt, 
die Beleuchtung wurde nicht regelmäßig erneuert, Graffitis und wilde Plakatierungen wurden nicht 
regelmäßig entfernt, die Treppen wurden nicht repariert, Abflüsse wurden nicht regelmäßig 
gereinigt und es wurde nicht regelmäßig neu gestrichen. Hierdurch wurde teilweise aktiv oder 
zumindest unter billigender Inkaufnahme versucht, durch zunehmende Verwahrlosung dieser 
Unterführungen die Bereitschaft zu ihrer Abschaffung zu erhöhen. Der derzeitige Zustand schadet 
dem Erscheinungsbild der Stadt und ist den Nutzern der Unterführungen nicht länger zuzumuten. 
 
  
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/
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Rathaus  
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.157  Kassel, 16. August 2011 
 
 
 
Beschilderung Wander- und Radwege 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Die Stadt wird aufgefordert zu prüfen, wie die Wander- und Radwege im Habichtswald 
besser ausgeschildert werden können. 

 
 

Begründung: 
 
Der Habichtswald als beliebtes Naherholungsgebiet am Rande der Stadt Kassel erfreut sich bei 
Radfahrern und Wanderern immer größerer Beliebtheit. Im Vergleich zu anderen 
Naherholungsgebieten ist die Beschilderung der Wander- und Radwege im Habichtswald nicht 
ausreichend bzw. nicht auf dem neuesten Stand. Zur weiteren Attraktivierung für auswärtige und 
einheimische Erholungssuchende soll die Ausschilderung der vorhandenen Wander- und 
Radwege verbessert werden. 
 
  
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3310 
Telefax 0561 787 3312 
E-Mail  info@fdp-fraktion-kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.159  Kassel, 17. August 2011 
 
 
 
Beleuchtung von Statuen/Denkmälern im Innenstadtbereich 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, rechtzeitig vor Beginn der  ‚documenta 13’, die bekannten 
Statuen/Denkmäler im Innenstadtbereich, wie das Denkmal  Landgraf Friedrichs II, das 
Standbild Landgraf Karls und das Denkmal Ludwig Spohrs, durch eine Lichtstrahlinstallation, 
wie es bereits bei historischen Gebäuden geschieht, abends bis Mitternacht zu beleuchten. 
Zu prüfen ist, ob die Beleuchtung über Solarstrom betrieben werden kann. 
Die Kosten der Umsetzung sollten in einem kostengünstigen bis kostenneutralen Rahmen 
erfolgen. Auch sollten mögliche Sponsoren gesucht und mit einbezogen werden. 

 
 

Begründung: 
 
Um die Bedeutung der Kunstwerke für Kassel und die internationalen Besucher der documenta 
hervorzuheben, sollten, den Zielen zur Entwicklung des Innenstadtleitbildes und nach Anregungen 
im Masterplan Museumslandschaft folgend, neben der bereits bestehenden Beleuchtung des 
Denkmals der Brüder Grimm auch alle anderen in angemessener Form präsentiert werden. 
 
 
Berichterstatter: Stadtverordneter Heinz Gunter Drubel 
 
 
 
gez. Frank Oberbrunner 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@fdp-fraktion-kassel.de
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3310 
Telefax 0561 787 3312 
E-Mail  info@fdp-fraktion-kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.160  Kassel, 18. August 2011 
 
 
 
Tätigkeitsbericht Radverkehrsbeauftragter und Mitarbeiter 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, einen Sachstandsbericht zu erstellen, der im einzelnen offen 
legt, welche bisherigen Tätigkeiten von dem Radverkehrsbeauftragten und seinen beiden 
Mitarbeitern der Sachbearbeitung Radverkehr seit Stellenschaffung ausgeführt worden 
sind, welche Tätigkeiten routinemäßig, alltäglich durchgeführt werden und welche 
Tätigkeiten/Projekte zukünftig geplant sind. 

 
 

Begründung: 
 
 
 
 
Berichterstatter: Stadtverordneter Heinz Gunter Drubel 
 
 
 
gez. Frank Oberbrunner 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@fdp-fraktion-kassel.de


 
 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und 
B90/Grüne 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.168  Kassel, 23. August 2011 
 
 
 
Überörtliche Arbeitsgruppe "Interkommunale Gewerbegebiete" 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschuss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, dem Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr über 
die Ergebnisse der überörtlichen Arbeitsgruppe zu berichten, die die Aufgabe hatte, die 
Entscheidung über eine gemeinsame gleichberechtigte Entwicklung der Gewerbegebiete 
„Sandershäuser Berg“ und „Langes Feld“ vorzubereiten. 

 
 

Begründung: 
 
 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dieter Beig 
 
 
 
Christian Geselle  Gernot Rönz 
Stellv. Fraktionsvorsitzender SPD  Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.182  Kassel, 5. September 2011 
 
 
 
Erneuerung Straßenbeleuchtung Auf den Siechen 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Aus welchem Grund wurde die Straßenbeleuchtung in der Straße „Auf den Siechen“ im 
Frühjahr dieses Jahres erneuert? 

2. Was hat die Baumaßnahme gekostet und welchen Betrag mussten die Anwohner gemäß 
KAG aufbringen? 

3. Wurden die betroffenen Anwohner über die Erneuerung der Straßenbeleuchtung vorab 
informiert? 

4. Wenn ja, in welcher Form? 
5. Wenn nein, warum nicht? 
6. Wurde der Ortsbeirat informiert? 
7. Wenn nein, warum nicht? 
8. Wie bewertet der Magistrat seine Informationspolitik in Bezug auf KAG-fähige 

Baumaßnahmen? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail  fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.185  Kassel, 30. August 2011 
 
 
 
KVG Betriebshof Wilhelmshöhe als Schwimmbadstandort? 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Gab es vor der Veröffentlichung des Vorschlags von Dr. Jürgen Barthel, den Betriebshof 
Wilhelmshöhe zugunsten eines Schwimmbadneubaus zu schließen eine fachliche Prüfung 
dieses Vorschlags? 

2. In welcher Höhe wurde der Betriebshof in Wilhelmshöhe mit öffentlichen Mitteln gefördert? 
3. In welchem Umfang müssten diese Gelder zurückgezahlt werden, falls der Betriebshof 

aufgegeben werden sollte? 
4. Gibt es ein aktuelles Betriebskonzept der KVG, das mit nur einem Betriebshof bzw. 

Schienenfahrzeugdepot auskommt? 
5. Welche Folgen hätte nur ein Schienenfahrzeugdepot auf die Ausfallsicherheit und den 

Fahrplan? 
6. Welche Kosten wären mit der dann notwendigen Kapazitätserweiterung am Standort 

Sandershäuser Straße verbunden? 
7. Was würde ein Abriss und die Flächenaufbereitung für einen Schwimmbadneubau auf dem 

Betriebshofgelände Wilhelmshöhe kosten? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Norbert Domes 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail  fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.186  Kassel, 5. September 2011 
 
 
 
Verschlechterung der Fahrradmobilität für viel Geld im Rathaushof 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Was wird die Aufhübschung des Rathausinnenhofs kosten?  
2. Gab es eine ergebnisoffene Beteiligung an den Umbauplänen? 
3. Warum wurden die vor Jahrzehnten geschaffenen, überdachten Fahrradparkplätze 

erheblich reduziert? 
4. Bis wann werden wieder ausreichende regenfeste Fahrradstellplätze zur Förderung des 

Radverkehrs hergestellt sein? 
5. Weshalb wurde in der Bauphase von den ursprünglich geplanten und bewährten 

Fahrradständern aus demontierbarem, gebogenem Rohr mit Bodenverankerung 
abgewichen und diese aufgegeben? 

6. Warum wurde der Hinweis des Fahrradbeauftragten auf die nicht radtauglichen, fest 
eingebauten Radhalter aus Flachstahl ignoriert? 

7. Wie sollen dauerhaft die momentan mit Flatterband und Pylonen gesicherten Flächen von 
nicht gewünschtem Parken und Durchfahrt bewahrt werden? 

8. Wer hat diese gestalterische Maßnahme angesichts massiver baulicher Defizite an 
anderen Stellen des Rathauses vorgezogen? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Norbert Domes 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de


 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail  fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.187  Kassel, 5. September 2011 
 
 
 
Zulässigkeit der Dez-Erweiterung? 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Mit welchem Datum hat der Betreiber des dez einen Bauantrag gestellt? 
2. Zu welchem Zeitpunkt wurde dem dez-Betreiber signalisiert, dass ein Bauantrag  

- nach vielen Jahren der Ablehnung der Erweiterungswünsche - jetzt Aussicht auf Erfolg 
hat? 

3. An welchem Tag wurde der Bauantrag von wem genehmigt? 
4. Welche Ämter und Institutionen waren an dem Genehmigungsverfahren beteiligt? 
5. Gab es eine Weisung oder einen Hinweis, dass der Bauantrag zu genehmigen sei oder das 

es wünschenswert sei, zu einem positiven Prüfungsergebnis zu kommen? 
6. Wenn ja, von wem kam diese Weisung oder dieser Hinweis? 
7. Wie hoch wäre die Gebühr für den Antragsteller im Fall einer Ablehnung des Bauantrags 

gewesen? 
8. In der städtischen Pressemitteilung „DEZ-Einkaufszentrum soll erweitert werden“ vom 

12.8.11 wurde behauptet, der Antragsteller habe einen Rechtsanspruch auf die 
Genehmigung. Woraus leitet sich dieser Rechtsanspruch auf die Befreiung von den 
Festsetzungen des gültigen Bebauungsplans ab?  

9. Ist die Stadt Kassel und auch die Bauaufsicht an die textliche Festsetzung des 
Bebauungsplans VIII 66 Knorrstraße/ Credestraße: „2.2.2. In dem Sondergebiet  SO 
Einkaufszentrum sind entsprechend §16(2) 2. BauNVO maximal 38.000 qm 
Bruttogeschossfläche (BGF) zulässig.““ gebunden? 

10. Auf welcher rechtlichen Grundlage kann die Stadt Kassel eine Baugenehmigung erteilen, 
die die Festsetzung auf maximal 38.000 qm BGF um 1.800 qm erheblich überschreitet? 

11. Liegen die geplanten Gebäudeerweiterungen des dez innerhalb der festgesetzten 
Baufenster des rechtsverbindlichen und die Stadt und die Bauaufsicht bindenden 
Bebauungsplans? 

12. Steht der Vergleich zwischen Stadt Kassel (1982 von der Stadtverordnetenversammlung 
beschlossen) und der Alster GmbH/ ECE Hamburg der aktuell genehmigten Erweiterung in 
ihrer Größenordnung entgegen? 

13. Ist die Stadt Kassel und auch die Bauaufsicht an die textliche Darstellung des 
Flächennutzungsplans des ZRK (2007) für das DEZ:  „Gesamtverkaufsfläche 
Einkaufszentrum 2 Kassel maximal 22.000 qm“ gebunden? 

14. Auf welcher rechtlichen Grundlage kann die Stadt Kassel eine Baugenehmigung erteilen, 
die die Festsetzung der Verkaufsfläche auf maximal 22.000 qm um 3.400 qm erheblich 
überschreitet? 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de


 
 

 

Anfrage Fraktion Kasseler Linke Vorlage-Nr. 101.17.187 Seite 2 

15. Ist es zutreffend, dass das überwiegende Sortiment der neuen Verkaufsflächen von Media 
Markt und H&M zentrenrelevant ist, nach der Liste der zentren- und nicht zentrenrelevanten 
Sortimente auf der Basis des hessischen Einzelhandelserlasses von 1/2003 (ergänzt 
4/2005), ZRK KEP Zentren S. 15? 

16. Ist die Stadt Kassel und auch die Bauaufsicht an die Aussagen des Kommunalen 
Entwicklungsplans Zentren ZRK (2007) für das dez, “[…]auch eine Erweiterung – 
insbesondere mit zentrenrelevanten Sortimenten – wird nicht erwogen, es sei denn, der 
Antragsteller kann negative Auswirkungen ausschließen.“, gebunden? 

17. Auf welcher rechtlichen Grundlage kann die Stadt Kassel eine Baugenehmigung für 
zusätzliche 3.400 qm Verkaufsfläche mit überwiegend zentrenrelevantem Sortiment 
aussprechen? 

18. Ist der Fachbeirat KEP-Zentren des ZRK zu dem Erweiterungsvorhaben des dez 
eingeschaltet worden? 

19. Wie sieht das Votum des Beirats aus? 
20. Gab es ein Gutachten des Antragstellers, in dem die negativen Auswirkungen der 

Erweiterung ausgeschlossen worden sind? 
21. Warum wurde bei einem solchen komplexen und lang diskutierten Vorhaben kein reguläres 

Bebauungsplanverfahren gewählt, das die Beteiligung der Träger öffentliche Belange und 
der Öffentlichkeit sicherstellt? 

22. Wer hat die Entscheidung getroffen, kein Bebauungsplanverfahren durchzuführen? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Norbert Domes 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 
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